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sehr erfreut hat 
uns in 2018, dass 
die gemeinsa-
me Lobbyarbeit 
diverser Brand-
schutzverbände 
der Wirtschaft 
über die »Kon-

zertierte Aktion Brandschutz« der 
letzten Jahre politische Erfolge zeigt. 
Erstmalig ist »Brandschutz« in einem 
Koalitionsvertrag verankert. Im Koa-
litionsvertrag der Regierungspartei-
en CDU, CSU und SPD vom Februar 
2018 ist festgehalten: »Wir streben 
eine stärkere Harmonisierung des 
Bauordnungsrechtes im Einklang mit 
den Ländern an, insbesondere beim 
Brandschutz.« Nun müssen auch Ta-
ten folgen – mit konstruktiver Un-
terstützung der Branchenverbände. 
Volkmar Vogel, Mitglied des Deut-
schen Bundestages, ermunterte bei 
der bvbf-Verbandstagung in Erfurt 
im Juni proaktiv tätig zu werden. Die 
technischen Prüfverordnungen für 
Bauten besonderer Art und Nutzung 
der Bundesländer sind so ein Beispiel 
des föderalistischen Wildwuchses. 
Es geht auch anders: Im Bahnwesen 
gelten für deren Immobilien bundes-
einheitliche Brandschutz- und Prüf
anforderungen. Die Fortschreibung 
der Musterverwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen be-
findet sich derzeit im Anhörungs-
verfahren. Hier bleibt eindringlich 
einzufordern, dass die Bundesländer 
von Abweichungen keinen Gebrauch 
machen. Vorfahrt haben einheitliche 
Standards im Brandschutz! Wie die 
einheitliche Notrufnummer 112 für 
Feuerwehr und Rettungsdienst. Das 
kommt nicht nur allen am Bau und 
im Betrieb von baulichen Anlagen 
Beteiligten zu Gute.

Die im Mai 2018 neugefasste Tech-
nische Regel für Arbeitsstätten  
ASR A2.2 »Maßnahmen gegen Brän-
de« ist ein positives Beispiel der 
Fortschreibung von einheitlichen 
Brandschutzstandards. Sie eröffnet 
einerseits den erforderlichen Hand-
lungsspielraum. Andererseits erfor-
dertet sie aber auch die besondere 
Eigenverantwortung der Arbeitgeber 

Mit Sicherheit leben.

Besuchen Sie uns 
auf der FeuerTrutz 2019
Nürnberg, Germany
20. – 21.02.2019
Halle 10.0 – Stand 508

bei der Festlegung ihrer organisatori-
schen und technischen Brandschutz-
maßnahmen in ihren Unternehmen. 
Fachleute der Brandschutz-Fach
betriebe und Brandschutz-Dienst-
leister unterstützen auf dieser Basis 
Ratsuchende gern.

»BRANDSCHUTZ rettet DICH«-Herzen 
zierten Trikots der Spieler FC Viktoria 
1889 Berlin beim Top-Regionalliga-
Kräftemessen mit Rot-Weiß Erfurt, 
was im Herbst im MDR-TV übertra-
gen wurde. Unsere Mitgliedsfirma 
ABTEC GmbH und andere sponserten 
den Spieltag dem Brandschutz-Motto. 
Das Spiel ging knapp mit 1:2 verloren. 
Brandschutz mit Herz war klarer Sie-
ger – und unsere Branche!

»Wissen, was läuft« gibt Einblick in 
unsere vielfältigen Verbands- und 
Netzwerkaktivitäten. Dazu zählen 
Neuigkeiten aus dem Fortschritt 
von Technik und Recht. Unsere Ur-
teilsserie zeigt, dass manche »Brand-
schutz-Sünde« wie etwa das pflicht-
widrige Unterlassen einfachster 
Feuerlöscher-Brandschutzposten 
spät gerichtlich geklärt wird. Besser 
spät als nie! Danke sagen wir für den 
gestatteten Gastbeitrag »Rauchmel-
der retten Leben« von Marco Froh-
nert dem DIN Deutsches Institut für 
Normung e. V. und dem Beuth-Verlag 
GmbH anlässlich der neu veröffent-
lichten Rauchwarnmelder-Norm DIN 
14676. Neu ist, dass wir Porträts von 
Mitgliedsunternehmen zu besonde-
ren Anlässen vorstellen.

Carsten Wege,  
Geschäftsführer des bvbf



Nr. 07 . Februar 2019

4

Rückblick Mitgliederversammlung

Erfurt. – Im Juli 2018 tagte der bvbf 
mit seiner Mitgliederversammlung 
in Erfurt, der Landeshauptstadt von 
Thüringen. René Schümann begrüß-
te als Vorstandsvorsitzender rund 120 
Teilnehmer. 
Die außerordentlich gute wirtschaft-
liche Lage halte dank der sehr guten 
Baukonjunktur an. In Brandschutz 
aber auch in den Brandschutzun-
ternehmen werde investiert. Die 
außerordentlich gute Auftragslage 
könne wegen Fachkräftemangel 
nicht immer zeitgerecht bedient 
werden. Mitunter komme es zur Ab-
lehnung von Aufträgen. Verstärkt 
erfolge noch Mitarbeiterabwerbung. 
Zur Fachkräftegewinnung gehöre 
der Ausbau der Professionalisierung 
des Fachpersonals und der Betriebs-
strukturen. Das sei an den laufen-
den Normungsprozessen und deren 
Auswirkungen ablesbar. »Steigende 
Anforderungen an Fachfirmen und 
Kompetenznachweise der eingesetz-
ten Fachkräfte entscheiden über Auf-
tragsvergaben«, so René Schümann 
den Mitgliedern berichtend.
Die neu überarbeitete ASR A2.2 
»Maßnahmen gegen Brände« vom 
Mai 2018 eröffne mehr Spielräume 
im vorbeugenden Brandschutz. Or-
ganisatorische Maßnahmen wie die 
Brandschutzordnung, Flucht- und 
Rettungsplan und die Bestellung von 
Brandschutzbeauftragten bei Unter-
nehmen mit erhöhter Brandgefahr 
seien zu begrüßen. Bei den techni-
schen Maßnahmen rund um Feu-
erlöscheinrichtungen ergeben sich 

.
Mitgliederversammlung 2018 – Impressionen.

neuerdings mehr Optionen. Dazu 
bewege der Trend zur wachsenden 
Digitalisierung die Branche. Die Ver-
antwortung der Unternehmer zur 
Modernisierung ihrer Geschäfts-
felder und zur Delegation von Ge-
schäftsaufgaben steige. Datenschutz 
und deren Dokumentation geben als 
Herausforderung das jüngste Bei-
spiel. 
Hans-Jürgen Behncke, Mitglied des 
Vorstandes, beschrieb die Anforde-
rungen für die digitalisierte Arbeits-
welt, die Effizienzsteigerungen bei 
der Arbeitsorganisation, der Auf-
trags- und Routenplanung sowie von 
der Auftragsabwicklung bis hin zum 
Rechnungswesen und Controlling. 
Technische wie vertragliche Risiken 
seien zu prüfen, da die betrieblichen 
Bedürfnisse je nach Unternehmens-
struktur differieren. Des weiteren 
berichtete Hans-Jürgen Behncke über 
den bvbf-Delegationsbesuch zur Jah-
restagung des italienischen Brand-
schutztechnik-Verbandes M.A.I.A. in 
Bussolengo / Verona.
Nicole Maack, Mitglied des Vorstan-
des, informierte über den Finanzsta-
tus und die künftigen Änderungen 
der verschlankten Beitragsordnung. 
Ferner wurde der neue Sitz der Ver-
bandsgeschäftsstelle in der Brun-
nenstraße 156 in Berlin-Mitte be-
kanntgegeben. Dort bestehe eine 
Bürogemeinschaft mit dem DIvB 
Deutsches Institut für vorbeugenden 
Brandschutz, der Brandschutz Aka-
demie Berlin und weiteren Brand-
schutzunternehmen.

Christoph Schellhorn, Mitglied 
des Vorstandes, ging näher auf die 
Facharbeit, insbesondere der Fach-
gruppe Rauchschutztechnik, und 
den Entwicklungen zum Qualitäts
sicherungsmanagement und den 
Zertifizierungsmöglichkeiten im Gel-
tungsbereich der Brandschutztechnik 
nach DIN EN ISO 9001 und der neuen 
Norm DIN EN 16763 Dienstleistungen 
für Brandsicherheitsanlagen ein.
Neben den Beschlüssen zu den Ent-
lastungen für die Jahresberichte und 
Finanzergebnissen beschloss die 
Mitgliederversammlung die neue 
Beitragsordnung. Anlässlich ihrer 
Jubiläen und für ihre langjährige 
Verbandstreue ehrte der Vorstand 
einzelne Mitgliedsfirmen.
bvbf-Normungsexperten gaben 
Auskunft über das aktuelle Nor-
mengeschehen bei einzelnen Brand-
schutzprodukten und den damit 
verbundenen technischen Dienst-
leistungen.
Zum Fortbildungsprojekt »Brand-
schutztechniker / in« mit IHK-An-
erkennung, den möglichen öffent-
lichen Fördermitteln und dem 
beabsichtigten Start zur Erstellung 
des Fortbildungshandbuchs mit dem 
IHK Bildungshaus Region Stuttgart 
erstattete Frank Koppenhagen den 
Statusbericht des bvbf-Arbeitskreises 
»Bildung + Wissen«. Hierzu wurde 
über diverse Mitgliederanträge inten-
siv debattiert und entschieden. Der 
erteilte bildungspolitische Arbeits-
auftrag der Mitgliederversammlung 
wird zielstrebig fortgesetzt.
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Die Unternehmensbewertung von 
Brandschutz-Fachbetrieben und  
was hierbei zu beachten ist, zeigte 
im Einzelnen der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer Michael Straubel 
(Bansbach GmbH – Wirtschaftsprü-
fergesellschaft und Steuerberaterge-
sellschaft) auf.

Brandschutz im Koalitionsvertrag – 
Bundestagsabgeordneter Volkmar 
Vogel bezog Position

Volkmar Vogel, Mitglied des Deut-
schen Bundestages aus Thüringen, 
widmete sich in seinem Vortrag dem 
Thema »Brandschutz im Koalitions-
vertrag – Was aus bundespolitischer 
Sicht zu erwarten ist«. 
Als Vorsitzender des Parlamentari-
schen Beirates Brandschutz in der 
Konzertierten Aktion Brandschutz, 
einem Netzwerk von Bundestags
abgeordneten und Interessenvertre-
tern von diversen Fachverbänden der 
Brandschutzwirtschaft, treibt er den 
regelmäßigen Erfahrungsaustausch 
zwischen Parlamentariern und 
Brandschutzexperten voran.
Volkmar Vogel berichtete aus sei-
ner parlamentarischen Arbeit. Er 
fungiert als stellvertretender Vor-
sitzender im Bundestag für den 
ständigen Ausschuss für Bau, Woh-
nen, Stadtentwicklung und Kom-
munen. Hier befasst man sich un-
ter anderem mit dem Brandschutz, 
der Teil der Zielvereinbarungen im 
Koalitionsvertrag ist. Dies betrifft 
insbesondere die stärkere Harmo-
nisierung des Bauordnungsrechts. 
Auch Normen sind auf ihren Nutzen 
zu überprüfen und ggf. zu reduzie-
ren. Politischer Antrieb hierfür ist, 
dass Wohnen und Bauen bezahlba-
rer werden soll.
Vordringlichste Aufgabe im Bauwe-
sen ist die Verbesserung der Woh-
nungssituation. Einerseits herrsche 
Wohnungsmangel in Städten und 
Ballungsgebieten, andererseits Woh-
nungsleerstand in ländlichen Regi-
onen. Kommunale Wohnungsträger 
wie auch Eigenheime müssen geför-
dert werden. Man müsse allen Ak-
teuren gerecht werden.

Folgende Herausforderungen stehen 
zur Regulierung an:
•	 Förderung der Wohnungs

eigentumsbildung,
•	 Schaffung bezahlbaren 

Wohnraums,
•	 effiziente Mietpreisbremse,
•	 Modernisierungsförderung,
•	 Baulandverfügbarkeit,
•	 Bauplanungs- und Kosten

begrenzung. 

Politik und Baubranche stehen in 
der Verantwortung. Kostentreiber 
sind zu identifizieren. Gut gemein-
te Förderprogramme nützen nichts, 
wenn es an Planungs- und Bauaus-
führungskapazitäten mangelt. För-
der- und Steueranreize sind stimmig 
zu halten.
Dazu müssen die Bauordnungsvor-
schriften und technische Vorschrif-
ten durchforstet und vereinfacht wer-
den, ohne die Brandschutzsicherheit 
in ihrer Wirksamkeit aufzuweichen. 
Sachwerte und Umweltbelange wie 
Energieeinsparung und Klimaschutz 
sorgten für Verteuerung der Baukos-
ten. Diesbezüglich war die Baukos-
tensenkungskommission in der vori-
gen Legislaturperiode mit einer Reihe 
von Verbesserungsvorschlägen aktiv 
geworden. Brandschutz muss ver-
einheitlicht werden, was der Bund 
allerdings nicht allein bewerkstelli-
gen kann. Dazu müssen die Bundes
länder mitwirken, um möglichst 
übereinstimmende Sicherheits- und 
Verfahrensvorschriften zu erzielen. 
Standardisiertes und serielles Bauen 
mit vereinfachten Genehmigungs-
verfahren ist nur ein Vorschlag zur 
Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen. Technische Bestimmungen wie 
etwa DIN-Vorschriften müssen auf 
Notwendigkeit überprüft werden. 
Ingenieurwissen und Praktikerwis-
sen müssen eingebracht werden, um 
Bauen und Modernisierung nutzen- 
und kosteneffizienter zu machen. Die 
Verbände sind angehalten, sich mit 
Maßnahmenvorschlägen politisch 
stärker einzubringen, um die Ge-
setzgeber und Regelsetzer bei ihren 
wichtigen Richtungsentscheidun-
gen wirksam zu unterstützen. Vor-

Hans-Jürgen Behncke, Vorstand
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standsvorsitzender René Schümann 
dankte Volkmar Vogel für dessen 
parlamentarischen Einsatz für den 
Brandschutz in Deutschland und  
sicherte die weitere Unterstützung 
des bvbf zu.
Die Straßenbahn-Rundfahrt und der 
Gang durch die Erfurter Altstadt mit 
ihren historischen Sehenswürdig-
keiten und ein gemeinsames Abend-
essen mit Thüringer Spezialitäten 
sorgten für einen stimmungsvollen 
Ausklang der Tagung.

Die nächste Jahrestagung mit Will-
kommensabend und begleitender 
Fachausstellung wird am 16. und 17. 
05.2019 in Berlin ausgerichtet.

Volkmar Vogel, Bundestagsabgeordneter (CDU)
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Gastreferent Steuerberater und  
Wirtschaftsprüfer Michael Straubel

Begrüßung zum Willkommensabend Speed-Präsentation der Ausstellervertreter

Dieter Schäfczuk, bvbf-Normenexperte  
beim DIN

Christoph Schellhorn, Vorstand

Geehrte Mitglieder mit Vorstandsvorsitzenden René Schümann (li.)  
und weiteren Vorständen

Nicole Maack, Vorstand
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Besucher der Fachausstellung

Anzeige

Software für Vorbeugenden Brandschutz. 
Wartung, Techn. Handel und Dokumentation.

FORMATmobile. Tablet-Außendienstlösung
für Prüfer, Brandschutzbegehung u. Dokumentation.

Für Sie kostenfreie Präsentation in Ihren Geschäftsräumen.

FORMAT-Software GmbH (Beratung u. Vertrieb)
Talblick 8 · D-97877 Wertheim

Büro – Version (PC, Mehrplatz)
■ Prüffälligkeitslisten für alle Gerätearten 
 (Löscher, Hydranten, Türen/Tore, Steig-
 leitungen etc.)
■ Angebote, Aufträge, Lieferscheine, 
 Rechnungen incl. Lagerführung
■ Kunden-Sonderpreise, Aktionspreise
■ Digitalisierung, Archivierung
■ Neuer Standard ab 2018 »ZUGFeRD«
■ Prüfer-Provisionsabrechnung
■ Fahrzeug-Beladelisten und Feuerwehrbedarf
■ Mahnungen drucken
■ Wahlweise Fibu-Übergabe nach Version 
 DATEV 2018 an alle Buchhaltungsprogramme
■ Gleiche Leistungsmerkmale wie 
 bei »FORMATmobile« (rechts beschrieben)

 Und vieles mehr. Weitere Infos auf Anfrage.

FORMATmobile. Tablet-/Prüferversion
■ Tabletnutzung mit Verbindung zu Büro-Server
■ Tabletnutzung ohne Verbindung zu Büro-Server 
 mit späterer Datenübertragung
■ Abarbeitung und Dokumentation nach BetrSicherV 
 aktueller Stand
■ Brandschutzbegehung/Bestandsaufnahme mit Bild-/
 Informationsdokumentation
■ Direkte Unterschrift (en) mit Finger auf Tablet
■ Wahlweise Text- oder Spracheingabe in 
 vordefinierten Feldern
■ Belegdruck, Prüfprotokoll. Rechnung bei Bedarf 
 direkt vor Ort
■ Automatische Archivierung/Digitalisierung des Wartungs-
 protokolls als PDF, mit der Sekunde der Arbeitsbeendigung 
 im Büro verfügbar
■ Datenbereitstellung für teilautomatisierte Berechnung
 im Büro

Herr Ewald König
Tel. 09342/83316 · E-Mail koenig@format-gmbh.de
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.
Fachgruppe Rauchschutztechnik.

In Erfurt tagte die Fachgruppe Rauch-
schutztechnik unter der Leitung ihres 
Sprechers Christoph Schellhorn. Über 
60 Teilnehmer hörten Neuigkeiten 
aus der Fachratsarbeit und Fachvor-
träge aus der Rauchschutztechnik. 
Dazu zählten etwa die Berichte zu 
den Norm-Entwürfen der DIN 14677 
Instandhaltung von elektrisch ge-
steuerten Feststellanlagen für Feu-
erschutz- und Rauchschutzabschlüs-
se sowie für elektrisch gesteuerte 
Feststellanlagen für Feuerschutzab-
schlüsse im Zuge von bahngebun-
denen Förderanlagen sowie zu DIN 
14676 Rauchwarnmelder für Wohn-
häuser, Wohnungen und Räume mit 
wohnungsähnlicher Nutzung mit 
einzelnen Einsprüchen.

Nähere Betrachtung fand der Bedarf 
und der Markt nach Unternehmens
zertifizierungen nach DIN EN ISO 
9001 und Zusatzqualifizierungen 
im Kontext der neuen Norm DIN EN 
16763 Dienstleistungen für Brand-
sicherheitsanlagen. Angebots- und 
kostenvergleichend wurden die Leis-
tungen diverser Anbieter vorgestellt.
Der Stand zur Codierung von Brand-
schutzanlagen und diesbezügliche 
Fragen der Wettbewerbs- und Kar-
tellrechtswidrigkeit beschäftigt die 
Fachgruppe weiter, um die Rechte 
der herstellerunabhängigen In-
standhalter zu stärken. Technische 
Übersichten codierter Steuerzentra-
len von RWA-Anlagen wurden von 
Gereon Rother erstellt und miter-
läutert. Ein Teil der Kundendienste 
investiert in zusätzliche Schulungen 
zur Erlangung der Servicetools und 
Decodierungsanleitungen. Andere 
greifen auf Kundendienstpartner 
zurück, die dazu Hilfestellung anbie-
ten. Kartellrechtlich sind die nötigen 
Maßnahmen zur Decodierung indes 
marktsteuernd und bei unbilliger 
Behinderung angreifbar. Die Schu-
lungs- und Sachkosten für speziell  
codierte RWA-Systeme sind hierzu 
noch näher zu untersuchen, so be-
richtete Christoph Schellhorn.

Die Fachgruppe wählte ihre Leitung 
und den Fachrat für weitere drei  

Jahre und bestätigte die bisherige  
Besetzung: Christoph Schellhorn 
(Sprecher), Christoph Siebel (Stellver-
treter), Dirk Neitzel, Bernd Giebeler 
und Ralf Braschoß. Als Wahlleiter 
fungierte Marcus Seidl.

Informative Experten-Fachvorträge 
und rege Diskussionen bestimmten 
den zweiten Teil der Rauchschutz-
technik-Tagung. Joachim Kühbauch, 
Geschäftsführer der KGG Brand-
schutzsysteme GmbH und Sachver-
ständiger für vorbeugenden Brand-
schutz, referierte zu innovativen 
Problemlösungen zur Realisierung 

Gereon Rother, RWA-Technik-ExperteJoachim Kühbauch, Brandschutz- 
Sachverständiger, referierte zu textilen  
Feuerschutzabschlüssen

Fachrat (ohne Christoph Siebel) und Referenten
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von rauch- und brandschutztechni-
schen Konzepten mit textilflexiblen 
Abschlusssystemen. Der Vermei-
dung von Fehlern bei Feuerschutz-
türen und Feststellanlagen im Be-
stand widmete sich Josef Faßbender,  
öffentlich bestellter und vereidigter 
Sachverständiger für Metallbau-
handwerk und Sachverständiger 
für vorbeugenden Brandschutz. Der 
RWA-Experte Rainer Schulze (Hau-
tau GmbH) zeigte die Grundlagen der 
Planung, Ausführung und Betrieb so-
wie Mängelaspekte von Anlagen zur 
Rauchableitung in Treppenräumen 
nach LBO auf.



 

Auch dem besten Mitarbeiter oder mit dem besten Produkt passiert irgendwann einmal ein Fehler. 
Denn niemand ist perfekt. Mit einer  Betriebshaftpflichtversicherung sind Sie im Fall des Falles 
zuverlässig vor den finanziellen Folgen geschützt.  

Die Betriebshaftpflichtversicherung deckt dabei Risiken von Unternehmen ab, die entstehen, wenn 
durch die betriebliche Tätigkeit oder gelieferte Produkte Personen-, Sach- oder Vermögensschäden bei 
einem Dritten entstehen. 

Manche Versicherungen sind für Ihren Betrieb  unnötig. Doch um eine Betriebshaftpflichtversicherung 
kommen die meisten Unternehmen nicht herum. Es kann jedem noch so vorsichtigen Mitarbeiter oder 
Unternehmer passieren, dass während der Arbeit Eigentum beschädigt oder ein Mensch verletzt wird. 
Und in diesen Fällen greift eine Betriebshaftpflichtversicherung. 

Wenn Inhaber oder Mitarbeiter einen Schaden verursachen, dann haftet in Deutschland grundsätzlich 
das Unternehmen unbegrenzt, also mit seinem gesamten Vermögen. Die daraus entstehenden 
Schadenersatzforderungen sind gerade für kleine und mittlere Betriebe oft existenzbedrohend. Dies gilt 
vor allem für Personenschäden, denn in solchen Fällen sehen sich Unternehmen schnell mit 
Forderungen in Millionenhöhe konfrontiert. An diesem Punkt übernimmt jedoch die 
Betriebshaftpflichtversicherung den Schaden und schützt vor dem finanziellen Ruin, der ohne eine 
Betriebshaftpflichtversicherung drohen würde. 

Je teurer die Gegenstände, an oder mit denen Sie arbeiten, desto höher ist Ihr Haftungsrisiko bei 
Sachschäden. Entsprechend sollten Sie auch Ihre Deckungssumme für die 
Betriebshaftpflichtversicherung wählen. Aufgrund der geringen Prämienunterschiede bei 
Versicherungen mit unterschiedlichen Deckungssummen empfiehlt sich mindestens eine 3 Millionen 
Euro Deckungssumme für Personen- und Sachschäden. Dies wird als “Standardschutz” bezeichnet. 

Etwas komplizierter verhält es sich bei den Vermögensschäden: In der Betriebshaftpflicht sind meist 
nur unechte Vermögensschäden im Versicherungsschutz enthalten. Diese liegen vor, wenn aus einem 
Sach- oder Personenschaden für den Geschädigten finanzielle Einbußen entstehen. Beispielsweise, 
wenn durch eine kaputte Maschine der Umsatz einbricht. Ein reiner Vermögensschaden führt hingegen 
zu einem direkter finanziellen Verlust für den Geschädigten. Diese können beispielsweise durch 
Fehlberatungen entstehen. Berufsgruppen mit beratender Funktion wie Brandschutzbeauftragte sollten 
deshalb unbedingt eine Vermögensschadenhaftpflicht abschließen. 

Auf eine Betriebshaftpflichtversicherung 
kann man nicht verzichten 

Wofür ist eine 
Betriebshaftpflichtversicherung nötig? 

Wie hoch sollte man die Deckungssumme 
wählen? 

Besonderheit bei der 
Betriebshaftpflichtversicherung 
Vermögensschäden 

Finanzmakler Nordwest 
Versicherungen Finanzierungen 
Investment 
Frank Morys  
Tel. 0170 413 5003  
Email: Info@finanzmakler-nordwest.de 
Sie haben Interesse dann nehmen Sie 
mit uns Kontakt auf. 

Anzeige
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Josef Faßbender, Brandschutz- 
Sachverständiger für Feuerschutz- und 
Rauchschutzabschlüsse

Rainer Schulze, RWA-Experte Marcus Seidl, Wahlleiter
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Fachgruppe Löschwassertechnik

.
Fachgruppe Löschwassertechnik.

Zu zwei Tagungen traf sich die Fach-
gruppe in Neunkirchen am Sand bei 
Speck Pumpen Verkaufsgesellschaft 
GmbH und in Zierenberg bei Brand-
schutztechnik Müller GmbH (Okto-
ber 2018).

Fachgruppensprecher Dieter Schäf-
czuk informierte fortlaufend über 
die Fachgruppen- und Normenar-
beit. Carsten Wege (Geschäftsführer) 
gab einen Überblick über das in 2018 
geänderte BGB-Gewährleistungs-
recht, was mehr Rechte für Hand-
werker / Errichter einräumt. Blieben 
die Handwerker und Errichter früher 
bei verbauten Sachen mit versteck-
ten Mängel häufig auf ihren Kosten 
für den Ausbau der mangelhaften 
und Einbau der mangelfreien Sache 
sitzen, erhalten sie nunmehr ihre 
Aufwendungen vom Lieferanten der 
mängelbehafteten Sache grundsätz-
lich ersetzt. Damit wird zwischen 
den Beteiligten ein interessengerech-
ter Ausgleich der Gewährleistungs
risiken hergestellt. Handwerker / Er-
richter sind so nicht mehr schutzlos 
und allein auf die Kulanz ihrer Liefe-
ranten angewiesen.
Über die Umsetzung der Löschwasse-
ranlagen-Normen DIN 14462 und DIN 
1988-600 in der betrieblichen Praxis 
referierte Roland Oxé (Gloria GmbH). 
Thema war unter anderem die Frage 
der bauordnungsrechtlichen Zuläs-
sigkeit und der technischen Grenzen 
der Umrüstung von Wandhydran-
ten-Löschwassereinrichtungen zu 
Steigleitungen trocken. Mitunter 
wurden in der jüngeren Vergan-
genheit leichtfertig von manchen 
Bauaufsichtsbehörden mit Zustim-
mung der Brandschutzdienststellen 
Umrüstungen gestattet, ohne die 
baulichen und technischen Kriterien 
(Schutzzielerhaltung und Stand der 
Technik) hinreichend zu berücksich-
tigen. 
Die Prüfsachverständige Dagmar 
Borchert (VdS Schadenverhütung 
GmbH) referierte über ihre mehrjäh-
rigen Erkenntnisse von Mängeln bei 
Feuerlöschanlagen im Bestand. 
Dieter Schäfczuk (Vertriebsmanager 
der Speck Pumpen Verkaufsgesell-

schaft GmbH) leitete die Werksbe-
sichtigung des Pumpenherstellers 
mit Vorstellung des Prüfstandes für 
Löschwassertechnik.
Bei der zweiten Jahrestagung berich-
teten Dieter Schäfczuk und Roland 
Oxé als Normungsexperten über 
den Status der Löschwassertechnik- 
Normen und den Vorstoß zu einem 
Normungsbegehren einer Siche-
rungskombination mit Sperrzone. 
Probleme der betrieblichen Praxis be-
handelten die Teilnehmer in der offe-
nen Diskussionsrunde. Schwerpunkt 
der Tagung bildete die Instand-
haltung von Löschwasseranlagen 
trocken. Neben einer Firmen- und 
Produktpräsentationen der Brand-
schutztechnik Müller GmbH wurde 
die Arbeitsweise mit dem Durch-
flussmengenmessgerätes (Typ DMT 
600) an einer Trockensteigleitung in 
der betrieblichen Praxis vorgeführt. 

DIN 3506 Steinfänger mit einer Ma-
schenweite von 1,0 - 1,5 mm² und 
Brandschutz?

Volkmar Vogel, Abgeordneter des 
Deutschen Bundestages, fragte 
anlässlich der bvbf-Mitgliederver-
sammlung 2018 in Erfurt, was der 
Steinfänger mit Brandschutz zu 
tun habe. Dieter Schäfczuk, bvbf- 
Löschwassertechnik-Fachgruppen
sprecher und Normungsexperte ant-
wortete:
»Die DIN 14462, Ausgabe 09 / 2012, 
sieht im Beispiel 2, Löschwasser
anlage nass, im Beispiel 3, Lö-
schwasseranlage nass / trocken bei 

mittelbarem Anschluß, Beispiel 4, 
Löschwasseranlage nass / trocken 
mit unmittelbarem Anschluß, Bei-
spiel 7, Anlage mit Unter- und Über-
flurhydranten bei unmittelbarem 
Anschluß und Beispiel 8, Anlage mit 
Unter- und Überflurhydranten bei 
mittelbarem Anschluß die Verwen-
dung eines Steinfängers mit vergrö-
ßerter Siebkorbmaschenweite in der 
Löschwasserzuleitung zur Löschwas-

Dagmar Borchert, Prüfsachverständige für 
Feuerlöschanlagen 

Gut besuchte Löschwassertechnik-Tagung

Dieter Schäfczuk, Fachgruppensprecher
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serübergabestelle bzw. Füll- und Ent-
leerungsstation vor. Korrespondie-
rend dazu wird derzeit die DIN 3506, 
Steinfänger mit einer Maschenweite 
von 1,0 - 1,5 mm² erstellt.«
Hintergrund dieser neuen DIN ist, 
dass man bei einem Löschangriff von 
erhöhten Fließgeschwindigkeiten in 
der Zuleitung zur Löschwasserüber-
gabestelle ausgeht. Nachdem es sich 
bei diesen Zuleitungen häufig um äl-
tere Versorgungsleitungen handelt, 
geht man bei einer höheren Fließge-
schwindigkeit von einem höheren  
Schmutzeintrag durch Ablösen von 
Inkrustierungen in den Rohrleitun-
gen aus.
Um die Pumpen von Druckerhö-
hungsanlagen vor diesen Schmutz
einträgen zu schützen und gleich-

Löschwassertechnik-Service-Ausrüstung Durchflussmengenmessgerät Durchflussmengenmessgerät in Funktion

Werksbesichtigung

zeitig die Nachspeisung von 
Löschwasser zu gewährleisten, wird 
diese DIN mit vergrößerter Maschen-
weite des Filtereinsatzes derzeit ent-
wickelt. Der bvbf ist in die Erstellung 
der DIN 3506 involviert und hat auch 

zum Normenentwurf bereits ent-
sprechende Kommentare abgegeben. 

Über die weitere Entwicklung halten 
wir Sie alle bei unseren Tagungen auf 
dem Laufenden.

Anzeige
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Neue ASR A2.2 (Mai 2018)

.
Neue ASR A2.2 »Maßnahmen gegen Brände«.

Die im Mai 2018 neu erschienene 
ASR A2.2 konkretisiert die Anfor-
derungen an den technischen und 
organisatorischen Brandschutz in 
Arbeitsstätten – und definiert damit 
den neuen Stand der Technik für das 
Einrichten und Betreiben von Ar-
beitsstätten. Bisherige technische 
und organisatorische Maßnahmen 
sind auf deren Wirksamkeit nach 
dem neuen Stand der Technik zu 
überprüfen.

Die bisherigen Maßnahmen können 
mittels einer fachkundigen Gefähr-
dungsbeurteilung nach dem Arbeits-
schutzgesetz mit der neuen ASR2.2 
abgeglichen werden. Der Arbeitgeber 
kann dabei auch die bisher nach der 
Ausgabe November 2012 der ASR A2.2 
getroffenen Maßnahmen beibehal-
ten, was feststellend zu dokumentie-
ren ist.
Mit Bekanntmachung vom 2. Mai 
2018 fasste das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales die Techni-
sche Regel für Arbeitsstätten ASR 
A 2.2 »Maßnahmen gegen Brände« 
neu. Veröffentlicht wurde die refor-
mierte Arbeitsstättenregel in der 
Ausgabe Mai 2018 im »Gemeinsamen 
Ministerialblatt 2018 «, Seite 446. Sie 
ersetzt die frühere Ausgabe Novem-
ber 2012 und ist umfangreicher, um 
Praktikern einerseits mehr Spiel-
raum und andererseits die gebotene 
Anwendersicherheit für technisch 
und organisatorisch angemessene 
Maßnahmen zu geben.

Wesentliche Neuerungen

Die Grundausstattung mit Feuer
löscheinrichtungen für alle Ar-
beitsstätten erfolgt nun klarstellend 
im Regelfall mit der Bereitstellung 
von Feuerlöschern nach DIN EN 
3–7:2007–10 »Tragbare Feuerlöscher 
– Teil 7: Eigenschaften, Leistungs
anforderungen und Prüfungen«.
Anhang 1 enthält ein allgemeines 
Lösungsschema zur Festlegung der 
Ausstattung der Arbeitsstätte; Aus-
führungsbeispiele für die Grund-
ausstattung sind im Anhang 2 be-
schrieben und neuerdings für die 

Brandschutzmaßnahmen nach ASR A2.2 (Mai 2018) im Flurbereich einer Arbeitsstätte

Abweichung von der Grundausstat-
tung im Anhang 3 (Beispiel 3.1 bei 
normaler Brandgefährdung) darge-
stellt.
Unverändert gilt der bisherige Grund-
satz, dass für die Grundausstattung 
aller Arbeitsstätten im Regelfall nur 
Feuerlöscher angerechnet werden, 
die als Löschleistungsvermögen je-
weils über mindestens sechs Lösch-
mitteleinheiten (LE) verfügen. Neu 
ist die Möglichkeit bei normaler 
Brandgefährdung in Ausnahmefäl-
len Feuerlöscher anrechnen zu las-
sen, die jeweils nur über mindestens 
zwei LE verfügen, wenn 
•	 sich hierdurch eine Vereinfachung 

in der Bedienung ergibt, zum Bei-
spiel durch mindestens 25 Prozent 
Gewichtsersparnis je Feuerlöscher,

•	 die Zugriffszeit, zum Beispiel 
durch Halbierung der maximalen 
Entfernung zum nächstgelegenen 
Feuerlöscher nach Punkt 5.3, redu-
ziert wird und

•	 die Anzahl der Brandschutzhelfer 
nach Punkt 7.3 verdoppelt wird. 

Das Ausführungsbeispiel einer Kin-
dertagesstätte (Kita) mit 538 m² 
Grundfläche verdeutlicht das Voran-
stehende (Beispiel 2.2 des Anhangs 2 

der ASR A2.2). Im Ergebnis werden 
dort insgesamt sechs Wasserlöscher 
mit drei Litern Wasser für die Brand-
klasse A und einem Löschvermögen 
von 13A je Gerät (vier LE nach Tabel-
le 2) vorgesehen und in den vorhande-
nen Kita-Gruppen, im Büro und in der 
Aufwärmküche positioniert. Alle Be-
schäftigten sind als Brandschutzhel-
fer ausgebildet. Durch die Auswahl 
und Positionierung der genannten 
Feuerlöscher sind die Kriterien Ge-
wichtsersparnis und Reduzierung 
der Entfernung zum nächstgelege-
nen Feuerlöscher erfüllt. 
Ein weiteres Beispiel für einen Ab-
weichungsfall bei normaler Brandge-
fährdung ist eine Verwaltung mit ei-
ner eingeschossigen Grundfläche mit 
600 m² und dem Vorhandensein ei-
nes weiterbetriebenen Wandhydran-
ten (Anhang 2, Beispiel 3.1). Hier ist zu 
beachten, dass die frühere Wandhy-
dranten-Anrechnungsregelung bei 
der Feuerlöscher-Grundausstattung 
(Punkt 5.2.2 der früheren ASR A2.2, 
Ausgabe November 2012) in der neu-
en ASR A2.2 weggefallen ist. In die-
sem Beispiel wird indes weiter an der 
grundsätzlichen Anrechenbarkeit 
von bis zu 27 LE für einen Wandhy-
dranten festgehalten. Im Ergebnis 
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Auszug aus: 
ASR A2.2 »Maßnahmen gegen Brände«

Die Technischen Regeln für Arbeits-
stätten (ASR) geben den Stand der 
Technik, Arbeitsmedizin und Hygie-
ne sowie sonstige gesicherte arbeits-
wissenschaftliche Erkenntnisse für 
das Einrichten und Betreiben von Ar-
beitsstätten wieder.
Sie werden vom Ausschuss für Ar-
beitsstätten ermittelt bzw. angepasst 
und vom Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales im Gemeinsamen 

werden auf Basis der Gefährdungs-
beurteilung für den Wandhydranten 
allerdings nur acht LE angerechnet. 
Für die übrige Grundausstattung 
sind Pulverfeuerlöscher mit jeweils 
sechs LE vorgesehen.

Das für die Ermittlung zusätzlicher 
Brandschutzmaßnahmen wichtige 
Kriterium der »erhöhten Brandge-
fährdung« ist begrifflich umfassen-
der bestimmt worden. Nach Punkt 3.3 
der ASR A2.2 liegt eine erhöhte Brand-
gefährdung vor, wenn
•	 entzündbare beziehungsweise 

oxidierende Stoffe oder Gemische 
vorhanden sind,

•	 die örtlichen und betrieblichen 
Verhältnisse für eine Brandent
stehung günstig sind,

•	 in der Anfangsphase eines  
Brandes mit einer schnellen 
Brandausbreitung oder großen 
Rauchfreisetzung zu rechnen ist, 

•	 Arbeiten mit einer Brandgefähr-
dung durchgeführt werden  
(zum Beispiel Schweißen, Brenn-
schneiden, Trennschleifen, Löten) 
oder Verfahren angewendet 
werden, bei denen eine Brand
gefährdung besteht (zum Beispiel 
Farbspritzen, Flammarbeiten) oder

•	 erhöhte Gefährdungen vor-
liegen, zum Beispiel durch 
selbsterhitzungsfähige Stoffe oder 
Gemische, Stoffe der Brandklassen 
D und F, brennbare Stäube, extrem 
oder leicht entzündbare Flüssigkei-
ten oder entzündbare Gase.

Zu beachten ist, dass die erhöhte 
Brandgefährdung im Sinne dieser 
ASR die erhöhte und hohe Brandge-
fährdung nach der Technischen Regel 
für Gefahrstoffe TRGS 800 »Brand-
schutzmaßnahmen« einschießt.
In diesem Kontext ist die beispiel-
hafte Aufzählung von Bereichen 
und Tätigkeiten in Arbeitsstätten 
mit erhöhter Brandgefährdung um 
die technischen und naturwissen-
schaftlichen Bereiche in Bildungs- 
und Forschungseinrichtungen und 
Werkstätten mit Behinderungen 
ergänzt worden (Tabelle 4, Ziffer 2. 
Dienstleistungen zu Punkt 6.1 der 
ASR A2.2).
Um eine schnelle und wirksame Be-
kämpfung von Entstehungsbränden 
bei Arbeitsbereichen oder Arbeiten 
mit erhöhter Brandgefährdung si-
cherzustellen, wurden die zusätz-
lichen Maßnahmen bei erhöhter 
Brandgefährdung konkretisiert. Für 
Feuerlöscheinrichtungen ist nach 
Punkt 6.2 (2) der ASR A2.2 insbeson-
dere sicherzustellen, dass:
•	 das Löschmittel der Brandklasse 

angepasst ist,
•	 die Löschmittelmenge ausrei-

chend ist, um einen Entstehungs-
brand dieser Gefährdung abzu
decken und

•	 die gleichmäßig verteilten  
Feuerlöscheinrichtungen so  
positioniert sind, dass sie im  
Falle eines Brandausbruchs  
in Bereichen mit erhöhter Brand-
gefährdung noch ohne Gefähr-

dung von Beschäftigten schnell  
(in der Regel nicht größer als  
5 m, maximal 10 m tatsächliche 
Laufweglänge) erreicht werden 
können.

Neben der Ausrüstung mit Brand-
meldeeinrichtungen zur frühzeitigen 
Erkennung von Entstehungsbrän-
den können ortsfeste Brandbe-
kämpfungsanlagen (zum Beispiel 
Sprinkleranlagen, Sprühwasser
löschanlagen, Feinsprühlöschanla-
gen, Schaum-, Pulver- oder Gaslösch-
anlagen) zusätzliche, also über die 
Grundausstattung hinaus gehende 
Maßnahmen des Brandschutzes 
sein. Punkt 6.2 der neuen ASR2.2 kon-
kretisiert dies nun. Ortsfeste Brand-
bekämpfungsanlagen sind vorran-
gig zum Beispiel dann erforderlich, 
wenn
•	 eine Brandbekämpfung  

mit Feuerlöscheinrichtungen  
wegen der Eigengefährdung  
nicht möglich ist oder

•	 die Bereiche nicht zugänglich  
sind.

Neu ist die Anforderung, die Stand
orte der Feuerlöscher ausnahmslos 
entsprechend ASR A1.3 Sicherheits- 
und Gesundheitsschutzkennzeich-
nung mit dem Brandschutzeichen 
»F001« zu kennzeichnen. Nach der 
früheren Regelung konnte noch dar-
auf verzichtet werden, sofern Feuer-
löscher gut sichtbar angebracht oder 
aufgestellt waren.

Ministerialblatt bekannt gemacht.
Diese ASR A2.2 konkretisiert im Rah-
men des Anwendungsbereichs die 
Anforderungen der Verordnung über 
Arbeitsstätten. Bei Einhaltung der 
Technischen Regeln kann der Arbeit-
geber insoweit davon ausgehen, dass 
die entsprechenden Anforderungen 
der Verordnung erfüllt sind. Wählt 
der Arbeitgeber eine andere Lösung, 
muss er damit mindestens die glei-
che Sicherheit und den gleichen Ge-
sundheitsschutz für die Beschäftig-
ten erreichen.

Inhalt
1.	 Zielstellung
2.	Anwendungsbereich
3.	Begriffsbestimmungen
4.	Eignung von Feuerlöschern 

und Löschmitteln
5.	Ausstattung für alle 

Arbeitsstätten
6.	Ausstattung von Arbeitsstätten 

mit erhöhter Brandgefährdung
7.	Organisation des betrieblichen 

Brandschutzes
8.	Abweichende / ergänzende  

Anforderungen für Baustellen
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Bei mir brennt nichts an! Die Vollmergruppe hat vorhandene Brandgefahren optimal gecheckt und alle brandschutztechnischen Einrichtungen auf 

Funktion und Vollständigkeit geprüft. Ich muss mich nicht mehr um Wartungsintervalle und Prüftermine kümmern und wenn ich möchte, unterweist

die Vollmergruppe meine Mitarbeiter und stellt mir sogar einen Brandschutzbeauftragten zur Seite.

Die Vollmergruppe – genau mein Dienstleister!

Neckarstraße 22-24 · 45478 Mülheim an der Ruhr · www.vollmergruppe.de

[24/7]  0208 588  577
      Offen für Ihre Aufgaben

Der beste Brandschutz ist der, den Sie nicht bemerken.

Brandschutz_200x140.indd   1 23.04.15   12:00

Anzeige

Präziser gefasst ist die Organisation
des betrieblichen Brandschutzes 
(Punkt 7 der ASR A2.2):
•	 Festlegung der notwendigen  

Maßnahmen einschließlich  
Verhaltensregeln im Brandfall 
durch den Arbeitgeber und deren 
Dokumentation, etwa durch Aus-
hang einer Brandschutzordnung 
(DIN 14096:2014–05 »Brandschutz-
ordnung – Regeln für das Erstellen 
und das Aushängen«) oder »Regeln 
für das Verhalten im Brandfall« 
als grafischer Teil des Flucht- und 
Rettungsplans nach ASR A1.3 
»Sicherheits- und Gesundheits-
schutzkennzeichnung«.

•	 Zweckmäßige Benennung eines 
Brandschutzbeauftragten, wenn 
eine erhöhte Brandgefährdung 
festgestellt wurde.

Der Brandschutzbeauftragte ist da-
mit erstmalig in einer staatlichen 

Arbeitsschutzregel festgeschrieben 
(Punkte 3.10 und 7.4 der ASR A2.2). 
Brandschutzbeauftragte sind Per-
sonen, die vom Arbeitgeber bestellt 
werden und ihn zu Themen des be-
trieblichen Brandschutzes beraten 
und unterstützen. Ihre Benennung 
kann bei Arbeitsstätten mit erhöhter 
Brandgefährdung zweckmäßig sein.
Zu bedenken ist, dass die Anforde-
rung der Bestellung eines Brand-
schutzbeauftragten sich aus anderen 
Rechtsvorschriften ergeben kann. 
Das ist beispielsweise durch landes-
baurechtliche Sonderbauvorschrif-
ten wie etwa in der Richtlinie über 
den baulichen Brandschutz im Indus-
triebau geregelt.
Weiter empfiehlt Punkt 7.3 der neuen
ASR A2.2, dass Brandschutzhelfer 
praktische Löschübungen in Abstän-
den von drei bis fünf Jahren wieder-
holen. Dies entspricht der bisher gän-
gigen Empfehlung der gesetzlichen 

Unfallversicherungsträger (Berufs-
genossenschaften, Unfallkassen). 
Zu den abweichenden / ergänzenden
Anforderungen für Baustellen der 
neuen ASR2.2 (Punkt 8 (2) und (3)) 
gehört, dass für jedes der eingesetz-
ten Arbeitsmittel jetzt eine erhöh-
te Brandgefährdung gegeben sein 
muss. Bisher war bereits ein geeig-
neter Feuerlöscher mit mindestens 
sechs LE vorgeschrieben; nun ist er in 
unmittelbarer Nähe des eingesetz-
ten Arbeitsmittels bereitzuhalten. 
Die Bekanntgabe der neuen ASR A2.2 
ist also Anlass, die bestehenden fest-
gelegten Maßnahmen gegen Brände 
auf Anpassungsbedarf durch eine 
fachkundige Gefährdungsbeurtei-
lung des Arbeitgebers zu überprüfen. 
Hierzu kann dieser interne wie auch 
externe Fachleute wie zum Beispiel 
Brandschutzbeauftragte, Brand-
schutz-Fachberater oder Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit zu Rate ziehen.
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Rauchwarnmelder-Pflicht in Thüringen

Anzeige

.
Rauchwarnmelder: Auch in Thüringen endete die Nachrüstfrist.

Jetzt sind Wohnungseigentümer 
und Mieter gefordert – Klare Erfolge 
im Kampf gegen Feuer und Rauch

Berlin. – Am 31. Dezember 2018 en-
dete auch in Thüringen die Nach-
rüstfrist für Rauchwarnmelder in 
Bestandsgebäuden. Damit sind sie in 
fast allen Bundesländern für Woh-
nungen vorgeschrieben. Nachrüst-
fristen bis Ende 2020 bestehen noch 
für Bestandsbauten in Berlin und 
Brandenburg. Einzige unverständ-
liche Ausnahme bildet der Freistaat 
Sachsen, in dem lediglich für Neubau-
ten eine Rauchwarnmelderpflicht 
besteht, aber bislang keine Nachrüs-
tung für Bestandsgebäude gesetzlich 
vorgeschrieben ist. Beim Brandschutz 
sollten im Bund einheitliche Sicher-
heitsstandards gelten. 
In der Thüringer Bauordnung ist für 
Wohnungen geregelt, dass Schlaf-
räume und Kinderzimmer sowie 
Flure, über die Rettungswege von 
Aufenthaltsräumen führen, jeweils 
mindestens einen Rauchwarnmel-
der haben müssen. »Die Rauchwarn-
melder«, so heißt es weiter, »müssen 
so eingebaut und betrieben werden, 
dass Brandrauch frühzeitig erkannt 
und gemeldet wird.«
Ganz gleich, ob im Neubau oder im 
Bestandsgebäude: Für die Installati-
on von Rauchwarnmeldern und die 
Erhaltung der Betriebsbereitschaft 
ist der Eigentümer des Gebäudes oder 
der Wohnung verantwortlich. Aus 

technischen Gründen empfiehlt der 
bvbf, einen Brandschutz-Fachbetrieb 
mit der Wartung zu beauftragen. 
Ansonsten gilt: Mindestens einmal 
im Jahr die Funktionsfähigkeit prü-
fen, indem man den Alarm auslöst, 
um festzustellen, ob die Batterien 
noch stark genug sind. Auch sollten 
die Rauchwarnmelder frei von Staub 
oder Insekten sein.

Sie können Leben retten: Warum 
Rauchwarnmelder so wichtig sind

Jedes Jahr entstehen in Deutschland 
rund 200.000 Brände. Dabei kom-
men immer noch rund 350 Menschen 
ums Leben. Die meisten davon beim 
Einatmen der giftigen Rauchgase. 
Immerhin hat sich die Zahl der Opfer 
seit Einführung der Rauchwarnmel-
derpflicht in den meisten Bundes-
ländern halbiert. Damit konnten bei 
Bränden schlimmere Folgen für viele
Menschen und auch für Hab und Gut 
abgewendet werden.
Inzwischen gibt es eine große Aus-
wahl von internetbasierten Geräten. 
Diese senden Informationen über das 
WLAN an das Smartphone. Im Not-
fall kann dann zum Beispiel über die 
App die Feuerwehr alarmiert wer-
den. Besonders für ältere Menschen, 
Familien und Wohngemeinschaften 
empfiehlt sich die Installation einer 
Funk-Alarmeinheit mit mehreren 
Rauchwarnmeldern: Deren Signale 
gehen an eine zentrale Einheit, die alle 
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Rauchwarnmelder erkennen Brände 
bereits in der Entstehungsphase

Bewohner im Haus gleichzeitig warnt.
Kompetente Ansprechpartner so-
wohl für den privaten als auch den 
betrieblichen Brandschutz sind die 
qualifizierten Brandschutz-Fachbe-
triebe, die neben dem Verkauf qua-
litativ hochwertiger Rauchwarn-
melder und Feuerlöscher auch deren 
fachgerechte Montage und Wartung 
übernehmen sowie eine umfassende 
Beratung bieten. 
Ein letzter Hinweis: Handwerker-
leistungen für Einbau und Wartung 
können in Teilen steuerlich abgesetzt 
werden.
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.
Rauchwarnmelder können Leben retten.

DIN-Normenausschuss Feuerwehr-
wesen (FNFW)
DIN 14676-1 und DIN 14676-2 »Rauch-
warnmelder für Wohnhäuser, Woh-
nungen und Räume mit wohnungs-
ähnlicher Nutzung«

Wozu wurde DIN 14676-1 erarbeitet?
Auf dem deutschen Markt ist in den 
letzten Jahren insbesondere von 
Feuerwehren, Handwerk, Baubehör-
den und Anwendern eine verstärkte 
Nachfrage nach Rauchwarnmeldern 
für den Wohnbereich, Räumen mit 
wohnungsähnlicher Nutzung und 
deren Anwendungsrichtlinie fest-
zustellen. Alle Bundesländer haben 
den verpflichtenden Einbau von 
Rauchwarnmeldern in Wohnhäu-
sern und Wohnungen in ihre Lan-
desbauordnung aufgenommen (mit 
unterschiedlicher Handhabung der 
Bestandsbauten).
Vom CEN / TC 72 »Brandmelde- und 
Feueralarmanlagen« wurde die 
Norm EN 14604 »Rauchwarnmelder« 
als Produktnorm für Rauchwarn-
melder im Wohnbereich erarbeitet. 
Diese Norm ist von der Europäischen 
Kommission und der Europäischen 
Freihandelszone im Rahmen der Bau-
produktenverordnung (en: Construc-
tion Products Regulation – CPR) man-
datiert und bildet die Prüfgrundlage 
für das mit der CPR harmonisierte 
Bauprodukt »Rauchwarnmelder«. 
Grundsätzlich dürfen nur Rauch-
warnmelder mit CE-Kennzeichnung 
in Verkehr gebracht werden.
In der Bauproduktenverordnung ist 
festgelegt, dass die Anwendungsre-
geln für die Planung, den Einbau, den 
Betrieb und die Instandhaltung je-
weils national festgelegt werden kön-
nen. Diese Anforderungen enthält 
DIN 14676-1:2018-11, »Rauchwarnmel-
der für Wohnhäuser, Wohnungen 
und Räume mit wohnungsähnlicher 
Nutzung – Teil 1: Planung, Einbau, Be-
trieb und Instandhaltung«, die vom 
Arbeitsausschuss NA 031-02-05 AA 
»Rauchwarnmelder – SpA zu CEN /
TC 72 / WG 14« des DIN-Normenaus-
schusses Feuerwehrwesen (FNFW) 
erarbeitet worden ist. Rauchwarn-
melder im Sinne dieser Norm können 

als Einzelrauchwarnmelder, mitein-
ander vernetzt oder an einer Warn
einrichtung betrieben werden.
Sie dürfen nicht zur Weiterleitung 
eines Alarms an die Feuerwehr 
durch eine Brandmeldeanlage nach 
DIN 14675-1 »Brandmeldeanlagen – 
Teil 1: Aufbau und Betrieb und DIN 
VDE 0833-2 (VDE 0833-2) »Gefahren-
meldeanlagen für Brand, Einbruch 
und Überfall – Teil 2: Festlegungen 
für Brandmeldeanlagen« verwendet 
werden.
Dabei ist auch strengstens darauf hin-
zuweisen, dass Rauchwarnmelder 
kein Ersatz für eine in Sonderbauvor-
schriften oder Baugenehmigungs-
verfahren geforderte Brandmel-
de- oder Alarmierungsanlage sind. 
Diese Norm gilt dabei auch weder für 
Räume noch für bauliche Anlagen, in 
denen eine Brandmeldeanlage nach 
DIN 14675-1 und DIN VDE 0833-2 (VDE 
0833 2) bauaufsichtlich gefordert ist.

Wozu wird eine Überarbeitung von 
DIN 14676 angestrebt?
Die Überarbeitung der Norm wurde 
notwendig, um die praktischen Er-
fahrungen aus der Anwendung seit 
der letzten Veröffentlichung zu be-
rücksichtigen. Bewertungen an die 
Anforderungen der Dienstleistungs-
erbringer wurden dabei vollständig 
aus dem Normenteil von DIN 14676-
1:2018-12 herausgenommen und über-
arbeitet in DIN 14676-2:2018-12 über-
nommen.
Auch führte die fortschreitende 
Forschung und Entwicklung hin-
sichtlich der sich unterscheiden-
den Inspektionsverfahren dazu, 
dass sich neben der Inspektion vor 
Ort (Bauweise A) nun auch mit der 
Ferninspektion (Bauweise C) bezie-
hungsweise der Teil-Ferninspektion 
(Bauweise B) beschäftigt werden 
muss: Hierzu werden die drei Verfah-
ren beschrieben, ergänzt oder überar-
beitet, die aus einer Kombination von 
personellen Tätigkeiten, technischen 
Realisierungen durch Rauchwarn-
melder und organisatorischen Maß-
nahmen bestehen und hinsichtlich 
der Erfüllung des Schutzziels gleich-
wertig sind.

Erstmals wurden auch »Empfehlun-
gen für Bewohner mit besonderen 
Bedürfnissen« in einem informati-
ven Anhang festgelegt. Hierzu trat 
der DIN-Arbeitsausschuss in Kontakt 
mit dem Deutschen Blinden- und 
Sehbehinderten-Verband e. V. oder 
mit Beratungsbüros für Akustik. Da 
die generelle Funktion von Rauch-
warnmeldern darin liegt, die Bewoh-
ner einer Nutzungseinheit frühzeitig 
vor Brandrauch zu warnen, um sie in 
Sicherheit zu bringen, musste auch 
auf Personen eingegangen werden, 
die in ihrer Wahrnehmungsfähigkeit 
eingeschränkt sind. Hier sind zusätz-
liche Maßnahmen einer Warnung 
zu treffen, um diesen Personen eine 
Selbstrettung zu ermöglichen. Eine 
dieser technischen Maßnahmen ist 
die Vernetzung von Rauchwarnmel-
dern, die in einem weiteren Anhang 
beschrieben worden ist.
Für Personen, deren Selbstrettungs-
fähigkeit eingeschränkt ist, sind 
weitere technische oder organisa-
torische Maßnahmen zu ergreifen, 
die nicht in dieser Norm beschrieben 
werden.
Menschen mit geringem beziehungs-
weise fehlendem Hörvermögen kön-
nen den akustischen Alarm eines 
Rauchwarnmelders nicht wahrneh-
men. Die für diesen Personenkreis 
wahrnehmbare Signalisierung ist 
nach dem Zwei-Sinne-Prinzip zum 
Beispiel optisch oder taktil zu ge-
währleisten. Diese Zusatzeinrichtun-
gen sind entsprechend den örtlichen 
Gegebenheiten und dem individu-
ellen Bedarf der Bewohner auszu-
wählen, durch alle ihr zugeordneten 
Rauchwarnmelder zu aktivieren und 
entsprechend den Herstellerangaben 
instand zu halten.
Da sich für die zuvor genannten Per-
sonenkreise Notsituationen nicht 
nur durch Rauch und Feuer, sondern 
auch aus anderen Gründen ergeben 
können, wird empfohlen, in den 
Wohnhäusern / Wohnungen dieser 
Personen Gefahrenwarnanlagen 
auf der Grundlage der Anwendungs-
norm DIN VDE V 0826-1 (VDE V 0826-1) 
»Überwachungsanlagen – Teil 1: 
Gefahrenwarnanlagen (GWA) so-
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wie Sicherheitstechnik in Smart Ho-
me-Anwendungen für Wohnhäuser, 
Wohnungen und Räume mit woh-
nungsähnlicher Nutzung – Planung, 
Einbau, Betrieb, Instandhaltung, 
Geräte- und Systemanforderungen« 
zu installieren. Diese Anlagen bieten 
die Möglichkeit, unterschiedlichste 
Anwendungen (zum Beispiel Brand, 
Einbruch, Haustechnik, Zutritt) un-
ter einer gemeinsamen zentralen 
Einheit zu verbinden und sämtliche 
Alarme und Störungen einheitlich 
anzuzeigen. Zudem bieten sie auch 
die Möglichkeit, eine Übertragungs-
einheit gemeinsam zu nutzen und 
so Informationen über Not- und Ge-
fahrensituationen an eine externe, 
ständig besetzte Stelle zu übermit-
teln, die dann anhand eines verein-
barten Plans Maßnahmen einleitet. 
Auf die Inhalte der Norm DIN 18040-2 
»Barrierefreies Bauen – Planungs-
grundlagen – Teil 2: Wohnungen« ist 
im Zuge dessen hingewiesen wor-
den.

Was beinhaltet die Norm DIN 14676-2?
DIN 14676-2:2018-12 »Rauchwarnmel-
der für Wohnhäuser, Wohnungen 
und Räume mit wohnungsähnlicher 
Nutzung – Teil 2: Anforderungen 
an den Dienstleistungserbringer« 
übernimmt die Anforderungen für 
den Nachweis der Kompetenz von 
Dienstleistungserbringern, die die 
Planung, den Einbau, den Betrieb und 
die Instandhaltung von Rauchwarn-
meldern durchführen, aus der ehe-
maligen Norm DIN 14676:2012-09.
Hierbei ist auf den Europäischen 
Qualifikationsrahmen für lebenslan-
ges Lernen hingewiesen worden. Au-
ßerdem wird ein EQR-Level entspre-
chend beschrieben.
Der Kompetenznachweis ist dabei 
alle fünf Jahre zu aktualisieren.
Insgesamt wurden Mindestqua-
lifikationen und Prüfungsinhalte 
möglicher schriftlicher Prüfungen 
festgelegt. Weiterhin wurden Anfor-
derungen an Dienstleistungserbrin-
ger, die die Prüfungen durchführen, 
und Anforderungen an die Durch-
führung und Auswertung der Prü-
fung gestellt.

Wiedergegeben mit Erlaubnis von DIN Deutsches Institut für Normung e. V. Maßgebend 
für das Anwenden der DIN-Norm ist deren Fassung mit dem neuesten Ausgabedatum, die 
bei der Beuth Verlag GmbH, Am DIN Platz, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin, erhältlich ist.

[Marco Frohnert, Projektmanager in der Technischen Gruppe 2.5 bei DIN]
Aus: DIN-Mitteilungen 12-2018, Seite 164-165
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Übersicht der möglichen Inspektionsverfahren 

ANMERKUNG Siehe hierzu 6.2.2. 

Tabelle F.1 — Verfahren bei Verwendung von Rauchwarnmeldern der Bauweisen A, B und C 

Aspekte der Betrachtung Verfahren bei 
Rauchwarnmelder 

der Bauweise A 

Verfahren bei 
Rauchwarnmelder 

der Bauweise B 

Verfahren bei 
Rauchwarnmelder 

der Bauweise C 

ohne Ferninspektion Teil-
Ferninspektion 

(Teil-FI) 

komplette 
Ferninspektion (FI) 

Kontrolle der 
Energieversorgung 

Vor-Ort-Inspektion 
spätestens alle 
12 Monate +3 Monate  

Automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate 

Automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate 

Kontrolle der Rauchsensorik auf 
Funktion 

Vor-Ort-Inspektion 
spätestens alle 
12 Monate +3 Monate  

Automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate 

Automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate 

Kontrolle der Funktion des 
Warnsignals 

Vor-Ort-Inspektion 
empfohlen alle 
12 Monate, spätestens 
jedoch alle 30 Monate 

Vor-Ort-Inspektion 
oder automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch 
alle 30 Monate  

Automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch alle 
30 Monate 

Kontrolle auf Öffnung des 
Raucheintritts 

Vor-Ort-Inspektion 
empfohlen alle 
12 Monate, spätestens 
jedoch alle 30 Monate  

Vor-Ort-Inspektion 
oder automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch 
alle 30 Monate 

Automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch alle 
30 Monate  

Überwachung des Umfeldes auf 
freien Raucheintritt in 0,5 m 

Vor-Ort-Inspektion 
empfohlen alle 
12 Monate, spätestens 
jedoch alle 36 Monate  

Vor-Ort-Inspektion 
oder automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch 
alle 36 Monate 

Automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch alle 
36 Monate  

Häufigkeit der Kommunikation 
der Ergebnisse der Inspektion 
an die inspektions-
verantwortliche Stelle 

spätestens alle 12 Monate +3 Monate 

Austausch der Geräte nach Herstellerangaben, aber spätestens 10 Jahre +6 Monate nach dem 
Datum der Inbetriebnahme 
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Aspekte der Betrachtung Verfahren bei 
Rauchwarnmelder 

der Bauweise A 

Verfahren bei 
Rauchwarnmelder 

der Bauweise B 

Verfahren bei 
Rauchwarnmelder 

der Bauweise C 

ohne Ferninspektion Teil-
Ferninspektion 

(Teil-FI) 

komplette 
Ferninspektion (FI) 

Kontrolle der Demontage Vor-Ort-Inspektion 
spätestens alle 
12 Monate +3 Monate  

Vor-Ort-Inspektion 
oder automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate  

Automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate 

Kontrolle auf funktionsrelevante 
Beschädigungen 

Vor-Ort-Inspektion 
spätestens alle 
12 Monate +3 Monate  

Vor-Ort-Inspektion 
oder automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate  

Automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate 

Verschmutzungskompensation empfohlen erforderlich erforderlich 

Batteriebetriebsdauer siehe DIN EN 14604 empfohlen mind. 
10 Jahre 

empfohlen mind. 
10 Jahre 
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Übersicht der möglichen Inspektionsverfahren 

ANMERKUNG Siehe hierzu 6.2.2. 

Tabelle F.1 — Verfahren bei Verwendung von Rauchwarnmeldern der Bauweisen A, B und C 

Aspekte der Betrachtung Verfahren bei 
Rauchwarnmelder 

der Bauweise A 

Verfahren bei 
Rauchwarnmelder 

der Bauweise B 

Verfahren bei 
Rauchwarnmelder 

der Bauweise C 

ohne Ferninspektion Teil-
Ferninspektion 

(Teil-FI) 

komplette 
Ferninspektion (FI) 

Kontrolle der 
Energieversorgung 

Vor-Ort-Inspektion 
spätestens alle 
12 Monate +3 Monate  

Automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate 

Automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate 

Kontrolle der Rauchsensorik auf 
Funktion 

Vor-Ort-Inspektion 
spätestens alle 
12 Monate +3 Monate  

Automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate 

Automatische 
Prüfung spätestens 
alle 12 Monate 
+3 Monate 

Kontrolle der Funktion des 
Warnsignals 

Vor-Ort-Inspektion 
empfohlen alle 
12 Monate, spätestens 
jedoch alle 30 Monate 

Vor-Ort-Inspektion 
oder automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch 
alle 30 Monate  

Automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch alle 
30 Monate 

Kontrolle auf Öffnung des 
Raucheintritts 

Vor-Ort-Inspektion 
empfohlen alle 
12 Monate, spätestens 
jedoch alle 30 Monate  

Vor-Ort-Inspektion 
oder automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch 
alle 30 Monate 

Automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch alle 
30 Monate  

Überwachung des Umfeldes auf 
freien Raucheintritt in 0,5 m 

Vor-Ort-Inspektion 
empfohlen alle 
12 Monate, spätestens 
jedoch alle 36 Monate  

Vor-Ort-Inspektion 
oder automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch 
alle 36 Monate 

Automatische 
Prüfung empfohlen 
alle 12 Monate, 
spätestens jedoch alle 
36 Monate  

Häufigkeit der Kommunikation 
der Ergebnisse der Inspektion 
an die inspektions-
verantwortliche Stelle 

spätestens alle 12 Monate +3 Monate 

Austausch der Geräte nach Herstellerangaben, aber spätestens 10 Jahre +6 Monate nach dem 
Datum der Inbetriebnahme 
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bvbf zu Gast bei Associazione M.A.I.A.

Anzeige

.
bvbf zu Gast bei Associazione M.A.I.A. in Bussolengo / Italien.

Der italienische Brandschutz-Fach-
verband M.A.I.A. tagte im März in  
Bussolengo / Verona. M.A.I.A.-Präsi-
dent Dr. Sandro Marinelli begrüß-
te rund 200 Teilnehmer und die 
bvbf-Delegation mit Hans-Jürgen 
Behncke und Nicole Maack (Vor-
stand) sowie Carsten Wege und Ines 
Lehmann (Verbandsgeschäftsstelle). 
Carsten Wege richtete im Namen 
des bvbf herzliche Grüße an die 
Verbandskollegen aus. Der deutsch- 
italienische Erfahrungsaustausch 
widmete sich den Rahmenbedin
gungen der Märkte für Feuerlösch- 
und Brandschutzeinrichtungen so-
wie technische Dienstleistungen. 
Dabei knüpfte man Kontakte mit 
dem Leiter der nationalen Feuerwehr, 
dem Direktor für Prävention und 
technische Sicherheit und dem Leiter 
des Passivschutzamtes, des aktiven 
Schutzes, des Warensektors und der 
Technischen Prüfstelle DCPST Labo-
ratories.

Rege diskutiert wurde die unverzicht-
bare Rolle der nationalen Feuerwehr 
bei der Überwachung und Kontrolle 
von Arbeitsplätzen, Systemen, Aus-
rüstungen und Produkten auf dem 
Brandschutzmarkt. Der Verschlech-
terung der Qualität der Garnisonen 
und Feuerschutzeinrichtungen soll 
ein Ende gesetzt werden. Die bedeut-
same Rolle der Wirtschaftsverbän-
de bei der Ermittlung und Meldung  

potenziell gefährlicher Produkte für 
die Marktbeteiligten und den Ver-
braucherschutz wurde betont. In Ita-
lien herrscht ein Nachrüstungs- und 
Modernisierungsbedarf bei Feuer-
wehren und öffentlichen Verwaltun-
gen und Institutionen. Die Behörden 
und Versicherungen indes kontrol-
lieren den Brandschutz in Unterneh-
men schärfer. Die öffentliche Hand 
hingegen zahlt schlecht und saniert 
zu wenig den Bestand. Bei Ausschrei-
bungen gelten neuerdings staatliche 
Mindestlöhne. Zwei tödliche Arbeits-
unfälle ereigneten sich bei der Feuer-
löscher-Wartung von aus China im-
portierten Dauerdruckfeuerlöschern. 
Gründungspräsident Guiseppe Macchi 
sparte nicht mit Kritik. Macchi for-

derte etwa mehr Investitionen in die 
Aus- und Weiterbildung zertifizierter 
Servicetechniker, einem wichtigen 
Gradmesser für nachhaltigen, wirt-
schaftlichen Erfolg.
Der europäische Verbändedialog ist 
ein wichtiger Beitrag der bvbf-Netz-
werkarbeit.

bvbf-Delegation und M.A.I.A.-Repräsentanten
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Busreisen: Im Brandfall richtig verhalten

Anzeige

.
Busreisen: Im Brandfall richtig verhalten.

In Deutschland sind rund 80.000 
Busse für den Tourismus im Ein-
satz. Tagesfahrten und Ausflüge bil-
den den Schwerpunkt, gefolgt von 
Kurzurlaubsreisen. Hierfür werden 
die Fahrzeuge in Deutschland rund 
80 Millionen Mal pro Jahr eingesetzt. 
Eine Besonderheit: Fast zwei Drittel 
der Busreisenden sind 60 Jahre und 
älter.

Da bei Bussen das Risiko eines Fahr-
zeugbrandes aufgrund der kompakt 
verbauten Bauteile höher als bei Au-
tos ist und für den Busfahrer schwie-
riger, einen Entstehungsbrand zu 
bemerken, hat der Bundesverband 
Brandschutz-Fachbetriebe e.V. (bvbf) 
wichtige Verhaltensregeln zusam-
mengestellt, die im Notfall Leben ret-
ten können:

Was tun, wenn’s brennt? 
Ruhe bewahren!

•	 Aufgrund der Größe eines  
Reisebusses ist es für den Bus
fahrer schwieriger, einen Brand  
zu erkennen. Daher sind die  
Fahrgäste dazu angehalten,  
den Fahrer bei Rauch- oder  
Schmorgeruch unmittelbar  
darauf aufmerksam zu  
machen.

•	 Sollte ein Brand bemerkt werden, 
sind alle Personen unverzüglich zu 
informieren, wobei es gilt, Ruhe zu 
bewahren.

•	 Der Busfahrer hat das Fahrzeug 
schnellstmöglich anzuhalten, 
jedoch niemals unter Brücken oder 
in Tunneln. Es sei denn, es gibt 
gekennzeichnete Feuerschutzbe-
reiche.

•	 Alle Fahrgäste müssen nach dem 
Öffnen der Türen den Bus zügig 
verlassen und sich hinter einer 
Leitplanke mit mindestens 50 
Metern Abstand zum Fahrzeug in 
Sicherheit bringen.

•	 Der Busfahrer muss eine Warn-
weste anziehen und mit dem Feu-
erlöscher das Fahrzeug verlassen, 
Warndreieck und Warnleuchte 
aufstellen und die Feuerwehr 
alarmieren.

•	 Unter äußerster Vorsicht und 
nach eigenem Ermessen kann der 
Busfahrer eventuelle Löscharbei-
ten vornehmen. Er muss mit dem 
Feuerlöscher vertraut sein, was 
durch regelmäßige Schulungen 
gewährleistet ist.

•	 Sofern möglich, kann unter größ-
ter Vorsicht das Gepäck ausgela-
den und mit einem Abstand von 
50 Metern vom Bus in Sicherheit 
gebracht werden.

•	 Der Fahrer muss stets in der Nähe 
des Busses bleiben und sich für 
Fragen der Feuerwehr zur Verfü-
gung halten.

Wichtig zu wissen: Bis ein Feuer auf 
den Innenraum übergreift, vergehen 
in der Regel sehr wenige Minuten. 
Alle Reisenden sind geordnet in Si-
cherheit zu bringen. Den Anweisun-
gen des Busfahrers ist Folge zu leis-
ten. Der früh entdeckte Brandherd ist 
vom Fahrer mit einem Feuerlöscher 
zu bekämpfen, der hierfür regelmä-
ßig geschult ist.
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Die Norm DIN 14677-2018-08 legt 
Anforderungen für die Instandhal-
tung von elektrisch gesteuerten Fest-
stellanlagen für Feuerschutz- und /
oder Rauchschutzabschlüsse sowie 
Feuerschutzabschlüsse im Zuge von 
bahngebundenen Förderanlagen (im 
Folgenden »Abschlüsse« genannt) in 
Gebäuden fest. Diese Norm gilt nicht 
für die Instandhaltung der Abschlüs-
se selbst. Diese Norm gilt ebenso 
nicht für die bauaufsichtlich gefor-
derte Abnahme von Feststellanlagen 
für Abschlüsse.
Die Norm DIN 14677-2:2018-08 legt 
Anforderungen für den Nachweis 
der Kompetenz von Personen, die 
die Instandhaltung von Feststell-
anlagen an Feuerschutz- und / oder 
Rauchschutzabschlüssen sowie Feu-
erschutzabschlüsse im Zuge von 
bahngebundenen Förderanlagen 
durchführen, fest.
Beide Normteile der DIN 14677 wur-
den vom Arbeitsausschuss NA 031-
02-06 AA »Planung, Instandhaltung, 
Montage – SpA zu CEN / TC 72 / WG 11« 
im DIN-Normenausschuss Feuer-
wehrwesen (FNFW) erarbeitet.
 
Gegenüber DIN 14677:2011-03 wur-
den folgende Änderungen vorge-
nommen:
a)	Unterteilung der ehemaligen 

Norm in zwei Teile  
(Teil 1: Instandhaltungsmaßnah-
men; Teil 2: Anforderungen an die 
Fachkraft);

b)	Aktualisierung der normativen 
Verweisungen;

c)	Abschnitte bezüglich der Bewer-
tung der Konformität gestrichen;

d)	Erweiterung um Feststellanlagen 
für Feuerschutzabschlüsse im 
Zuge von bahngebundenen  
Förderanlagen;

e)	Ergänzungen der Feststellan
lagen Typ 3 (Feststellanlage, deren 
Auslösevorrichtung ausschließlich 
Bestandteil der Feststellanlage 
und mit der Steuerung der Förder-
technik (Freifahrsteuerung usw.) 
verbunden ist) und Typ 4 (Feststel-
lanlage, deren Auslösevorrichtung 
Bestandteil der Feststellanlage 
und außerdem Bestandteil einer 

Brandmeldeanlage (BMA) ist und 
mit der Steuerung der Förder-
technik (Freifahrsteuerung usw.) 
verbunden ist);

f)	redaktionelle Überarbeitung.

Wesentlich sind also die Aufteilung 
der nunmehr zurückgezogenen DIN 
14677:2011-03 in die Teile Instand-
haltungsmaßnahmen und Anforde-
rungen an die Fachkraft sowie die 
Ergänzung um Feststellanlagen für 
Feuerschutzabschlüsse im Zuge von 
bahngebundenen Förderanlagen.

Zu den wichtigen Änderungen:
•	 Konkretisierung der Betreiber-

pflichten

»Die Feststellanlage muss vom Betrei-
ber ständig betriebsbereit gehalten und 
im Abstand von maximal einem Monat 
auf ihre einwandfreie Funktion geprüft 
werden. Soweit in einer allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung / allge-
meinen Bauartgenehmigung keine 
anders lautenden Anforderungen ge-
stellt werden, kann der Abstand der 
Funktionsprüfungen auf drei Monate 
verlängert werden, wenn zwölf aufei-
nander folgende Überprüfungen keine 
Funktionsmängel ergeben. Wird bei 
der vierteljährlichen Funktionsprüfung 
ein Funktionsmangel festgestellt, so ist 
umgehend die Funktionsbereitschaft 
wiederherzustellen und diesen durch 
mindestens drei aufeinanderfolgen-
den monatlichen Funktionsprüfungen 
nachzuweisen«, so 4.2 aus DIN 14677-1.

Wie bisher ist der Betreiber nach dem 
bauaufsichtlichen Anwendbarkeits-
nachweis verpflichtet, eine Funkti-
onsprüfung / Wartung durchzufüh-
ren oder durchführen zu lassen. Bei 
Störungen und Einschränkungen der 
Funktionsfähigkeit einer Feststell-
anlage ist der Betreiber verpflichtet 
die Störungsbehebungsmaßnahmen 
und Herstellung des Sollzustandes 
der Feststellanlage unverzüglich 
einzuleiten und sicherzustellen. Um-
fang, Ergebnis und Zeitpunkt aller 
Instandhaltungsmaßnahmen sind 
zu dokumentieren und durch den Be-
treiber zu archivieren.

•	 Instandhalterpflichten
 
Der Instandhalter hat neuerdings 
die Bereitstellung von Ersatzteilen 
mit dem Betreiber zu vereinbaren 
(zuvor nur Sollte-Empfehlung). Für 
die betriebliche Praxis kann die Be-
vorratung von Ersatzteilen beim Her-
steller, Instandhalter oder beim Be-
treiber der Feststellanlage erfolgen.
Umfang, Ergebnis und Zeitpunkt 
aller durchgeführten Instandhal-
tungsmaßnahmen sind nach wie vor 
selbstverständlich zu dokumentie-
ren und dem Betreiber zur Verfügung 
zu stellen. Dies erfolgt durch ein Prüf- 
und Wartungsprotokoll, dass die rele-
vanten Daten enthält.
Der Umfang der Überprüfung der In-
standhaltungsmaßnahmen für die 
jeweiligen Typen von Feststellanla-
gen (Überprüfung und Wartung) ist 
im Abschnitt 5 des Normteils 1 im 
Einzelnen geregelt. 
Die bisherigen Anforderungen für 
den Austausch (ggf. Werksprüfung- 
und -instandsetzung) von Brand-
meldern für die Ansteuerung von 
Feststellanlagen je nach Meldertyp 
gelten unverändert, sofern keine an-
derweitigen Herstellerangaben vor-
liegen:

•	 bis 8 Jahre Einsatzzeit: 
automatische punktförmige 
Brandmelder mit Verschmut-
zungskompensation oder auto
matischer Kalibriereinrichtung 
mit einer Anzeige bei einer zu 
großen Abweichung

•	 bis 5 Jahre Einsatzzeit: 
automatische punktförmige 
Brandmelder ohne Verschmut-
zungskompensation oder ohne  
automatischer Kalibriereinrich-
tung.

Neu ist die diesbezügliche Klarstel-
lung, dass zur Sicherstellung des 
ordnungsgemäßen Betriebes einer 
Feststellanlage ein regelmäßiger 
Austausch von automatischen Mel-
dern, insbesondere Melder mit opti-
scher Messkammer, zum Erhalt des 
geforderten Schutzzieles notwendig 
ist. Für punktförmige Rauchmelder 
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und die Messkammer / Sensorik von 
Ansaugrauchmelder gelten bekannt-
lich die jeweiligen Herstelleranga-
ben.

•	 Anforderungen an die Fachkraft

Die Anforderungen an die Fachkraft 
sind neu in DIN 14677-2:2018-08 nor-
miert worden.
In der früheren Normausgabe DIN 
14677:2011-03 wurden Sollte-Empfeh-
lungen für die Mindestqualifikation 
und Prüfungsinhalte für die Feststel-
lenlagen-Fachkraft geregelt.
Die jetzigen Anforderungen sind als 
Muss-Bestimmungen vorgegeben:

Für Typ 1 und Typ 3 von Feststell-
anlagen nach DIN 146771-1 müssen 
folgende Mindestqualifikationen er-
füllt sein:

•	 Abschluss in einer Fachrichtung 
mit elektrotechnischem Hinter-
grund erforderlich nach DQR- 
Niveau 3 und höher  
(siehe DIN EN 16763:2017-04, 3.4.4 
und DIN VDE 1000-10 (VDE 1000-
10):2009-01, 5.4)

oder
•	 Abschluss einer Facharbeiter- 

oder Handwerksausbildung nach 
DQR-Niveau 3 und höher oder  
mindestens 3 Jahre zeitnahe 
berufliche Tätigkeit mit Produkten 
im Anwendungsbereich dieser 
Normenreihe. Für die Durchfüh-
rung von elektrotechnischen  
Aufgaben muss diese Personen-
gruppe nach DIN VDE 1000-10 
(VDE 1000-10):2009-01, 3.3 qualifi-
ziert sein.

Dies können staatlich geprüfte Tech-
niker oder Gesellen / Facharbeiter 
sein.
Für die Durchführung elektrotech-
nischer Arbeiten genügt die elek
trotechnisch unterwiesene Person 
nach 3.3 der DIN VDE 1000-10 (VDE 
1000-10):2009-01. Hiernach ist das 
eine Person, die durch eine Elektro-
fachkraft über die ihr übertragenen 
Aufgaben und die möglichen Gefah-
ren bei unsachgemäßem Verhalten 
unterrichtet und erforderlichenfalls 
angelernt sowie hinsichtlich der not-
wendigen Schutzeinrichtungen, per-
sönlichen Schutzausrüstungen und 
Schutzmaßnahmen unterwiesen 
wurde. Zu beachten ist allerdings, 
dass Instandhaltungstätigkeiten 
von elektrotechnisch unterwiesenen 
Personen grundsätzlich nur unter 
der Leitung und Aufsicht von Elek-
trofachkräften ausgeführt werden 
dürfen (so Abschnitt 5.1 der DIN VDE 
1000-10:2009-01).

Elektrofachkraft im Sinne der DIN 
VDE 1000-10: 2009-01 ist die Person, 
die aufgrund ihrer fachlichen Ausbil-
dung, Kenntnisse und Erfahrungen 
sowie Kenntnis der einschlägigen 
Normen die ihr übertragenen Arbei-
ten beurteilen und mögliche Gefah-
ren erkennen kann. Zur Beurteilung 
der fachlichen Ausbildung kann auch 

eine mehrjährige Tätigkeit auf dem 
betreffenden Arbeitsgebiet heran-
gezogen werden (DIN VDE 105-100). 
Unter »Leitung und Aufsicht einer 
Elektrofachkraft« ist nicht zu ver-
stehen, dass diese ständig zugegen 
sein muss; sie muss sich vielmehr 
in angemessenen Zeitabschnitten 
davon überzeugen, ob die erteilten 
Anweisungen beachtet werden und 
sicherheitsgerecht gearbeitet wird. 
Die Elektrofachkraft ist und bleibt für 
die übertragenen Tätigkeiten verant-
wortlich (DIN VDE 1000-10:2009-01, 
Anhang A (informativ) Erläuterun-
gen zu Abschnitt 5.1).
Für Feststellanlagen Typ 2 und Fest-
stellanlagen Typ 4 nach DIN 14677-1 
ist eine zusätzliche Qualifikation 
nach DIN 14675-2:2018-04 Brandmel-
deanlagen - Teil 2: Anforderungen an 
Fachfirma erforderlich.

Die Fachkräfte, die Feststellanlagen 
in explosionsgefährdeten Bereichen 
instand halten, müssen zusätz-
lich über Nachweise und fundierte 
Kenntnisse, wie folgt, verfügen:
•	 Normen, Richtlinien und  

Standards im Bereich des  
Explosionsschutzes;

•	 Normen, Richtlinien und  
Standards im Bereich Gaswarn-
anlagen und Instandhaltung von 
Gaswarnanlagen und

•	 Betriebssicherheitsverordnung.

Für Instandhaltungsarbeiten an 
Feststellanlagen, deren Brandmel-
der unter die Strahlenschutzverord-
nung fallen (z. B. Rauchmelder nach 
dem Ionisationsprinzip), sind deren 
Anforderungen entsprechend zu be-
rücksichtigen. Die damit beauftrag-
ten Fachfirmen für Feststellanlagen 
müssen über die erforderlichen Fach-
kenntnisse und Nachweise verfügen.
Wie in der Vorgängernormausgabe 
gilt unverändert, dass der jeweilige 
Kompetenznachweis alle fünf Jahre 
zu aktualisieren ist.
 
Für nähere Einzelheiten wird auf die 
oben zitierten Normfassungen ver-
wiesen, die vom Beuth-Verlag (www.
beuth.de) bezogen werden können.

Prüfung der Feststellanlage
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Urteil I: Schweißarbeiten im Dachbereich: Architekt muss auf Brandposten achten!.

OLG Karlsruhe, Urteil vom 04.04.2017 – 
19 U 17/15
1.	 Bei im Dachbereich zu verrichten-

den Schweißarbeiten besteht stets 
eine erhöhte Brandgefahr, weil 
diese in unmittelbarer Nähe zu 
brennbaren Materialien – nämlich 
der Holzunterkonstruktion sowie 
der Dachpappe- und Bitumenbah-
nen – durchgeführt werden.

2.	In Anbetracht der besonderen Ge-
fährlichkeit von Schweißarbeiten 
im Dachbereich sind ergänzende 
Sicherheitsmaßnahmen zum Ver-
hindern einer Brandentstehung zu 
treffen.

3.	Da Schweißarbeiten im Dach-
bereich einen gleichermaßen 
kritischen wie fehlerträchtigen 
Bauabschnitt darstellen, trifft den 
bauleitenden Architekten eine ge-
steigerten Überwachungspflicht.

Hintergrund:
Im Juni 2003 kam es während einer 
Sanierungsmaßnahme im Schul-
zentrum einer baden-württember-
gischen Stadt bei Schweißarbeiten 
zu einem Großbrand mit Schäden in 
Millionenhöhe. Die Stadt als Schul-
träger klagte in diesem Verfahren 
gegen den Architekten, der die Sanie-
rungsmaßnahmen am Schulgebäu-
de zu beaufsichtigen hatte.

Das Oberlandesgericht Karlsruhe be-
stätigte das erstinstanzliche Urteil, 
wonach der Architekt für Schäden 
der Stadt hafte. Der Schulhausbrand 
wurde durch Schweißarbeiten aus-
gelöst. Bei diesen Schweißarbeiten 
wurden Unfallverhütungsvorschrif-
ten nicht eingehalten. Insoweit 
stellte sich die Frage der schuldhaf-
ten Verletzung der Objektüberwa-
chungspflicht.

Das Oberlandesgericht entschied, 
dass der Architekt verpflichtet ge-
wesen wäre, die Einhaltung dieser 
Vorschriften zu überwachen und 
dies nicht hinreichend getan hat. Da 
die Unfallverhütungsvorschriften 
auch der Verhinderung von Bränden 
dienen, wäre es Sache des Architek-
ten gewesen, zu beweisen, dass auch 
die Beachtung dieser Vorschriften 
die Ausbreitung des Brandes wahr-
scheinlich nicht verhindert hätte. 
Dies war ihm nach Auffassung des 
Senats nicht gelungen.

Die Schweißarbeiten im Dachbereich 
begründeten eine erhöhte Brandge-
fahr, weil sie in unmittelbarer Nähe 
zu brennbaren Materialien, näm-
lich Holzunterkonstruktion sowie 
Dachpappe und Bitumenbahnen, 
durchgeführt wurden. Entsprechend 

hätte der Objektüberwacher unmit-
telbar nach der Aufnahme der ersten 
Schweißarbeiten – und schon lange 
vor dem Brandtag – darauf hinwir-
ken müssen, dass deren Fortführung 
bis zur Beendigung derselben nur 
unter ständiger Hinzuziehung von 
Brandposten vollzogen wurde. Fer-
ner hätte er dafür Sorge tragen müs-
sen, dass im Dachbereich des Vorha-
bens Feuerlöschgeräte einsatzbereit 
hätten verfügbar sein müssen. Durch 
eine äußerst engmaschig ausgestal-
tete eigene Kontrolle auf der Baustel-
le hätte der Überwacher sicherstellen 
müssen, das vorbezeichnete Schutz-
maßnahmen auch tatsächlich einge-
halten werden.

Das Oberlandesgericht weist dar-
auf hin, dass von einem Architek-
ten, welcher die Bauüberwachung 
übernommen habe, die Kenntnis 
bzw. zumindest die Befassung mit 
den einschlägigen berufsgenossen-
schaftlichen Unfallverhütungsvor-
schriften verlangt werden könne. 
Diese konkretisierten den jeweiligen 
Stand der allgemein anerkannten 
Regeln der Technik. Dass sich die Un-
fallverhütungsvorschriften in erster 
Linie an den Unternehmer richte-
ten, entlaste den Objektüberwacher 
nicht.

1.	 Bereithalten je eines Feuerlöschers 
für die entsprechenden Brand
klassen mit mindestens 6 LE 
(Löschmitteleinheiten)

•	 für jedes der dabei eingesetzten 
und eine erhöhte Brandgefähr-
dung auslösenden Arbeitsmittels

•	 in unmittelbarer Nähe

bei

•	 Tätigkeiten mit einer erhöhten 
Brandgefährdung, wie z.B. 
Schweißen, Brennschneiden, 
Trennschleifen, Löten

•	 oder bei der Anwendung von 
Verfahren, bei denen eine Brand-
gefährdung besteht, wie z. B. 
Farbspritzen, Flammarbeiten

2.	theoretische und praktische Un-
terweisung sämtlicher Personen 
im Umgang mit Feuerlöschern, die 
mit den vorgenannten Arbeitsmit-
teln tätig werden.

DGUV Vorschrift 1 Grundsätze der 
Prävention (Unfallverhütungsvor-
schrift), § 22 Notfallmaßnahmen
(1) Der Unternehmer hat entspre-
chend § 10 Arbeitsschutzgesetz die 

Maßnahmen zu planen, zu treffen 
und zu überwachen, die insbeson-
dere für den Fall des Entstehens von 
Bränden, von Explosionen, des un-
kontrollierten Austretens von Stoffen 
und von sonstigen gefährlichen Stö-
rungen des Betriebsablaufs geboten 
sind.

(2) Der Unternehmer hat eine aus-
reichende Anzahl von Versicherten 
durch Unterweisung und Übung im 
Umgang mit Feuerlöscheinrichtun-
gen zur Bekämpfung von Entste-
hungsbränden vertraut zu machen.

Anforderungen der Technischen Regel für Arbeitsstätten ASR A2.2 »Maßnahmen gegen Brände«, 
8 Abweichende/ergänzende Anforderungen für Baustellen

Urteile
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.
Urteil III: Werbung mit nicht vorhandener Betriebsniederlassung ist unlauter.

.
Urteil II: Türen von Notausgängen in Arbeitsstätten müssen in Fluchtrichtung
(nach außen) aufschlagen.

Beschluss des Oberverwaltungs-
gerichts Nordrhein-Westfalen vom 
17.01.2018 (Az.: 8 A 1648 / 16)

Der klagenden Eigentümerin eines 
Bürogebäudes war durch Ordnungs-
verfügung aufgegeben worden, die 
Fluchttüren im 4. Obergeschoss ih-
res Objektes so zu ändern, dass sie 
in Fluchtrichtung aufschlagen. Mit 
dem zweitinstanzlich vom Oberver-
waltungsgericht Nordrhein-West-
falen (OVG NRW) erfolgten obigen 
Beschluss wurde die erstinstanzlich 
vom Verwaltungsgericht Münster 
festgestellte Rechtmäßigkeit der Ord-
nungsverfügung bestätigt.

Die Gründe

Zur Begründung führte das OVG 
NRW unter anderem aus, dass der 
Arbeitgeber Vorkehrungen so zu tref-
fen habe, dass sich die Beschäftigten 
bei Gefahr unverzüglich in Sicherheit 
bringen und schnell gerettet werden 
können (§ 4 Abs. 4 Satz 2 ArbStättV). 
Dieses konkretisiere Nr. 2.3 Abs. 2 
Satz 2 des Anhangs der ArbStättV, 
wonach Türen von Notausgängen 
sich nach außen öffnen lassen müs-
sen. Die Vorinstanz habe seine An-
nahme, dass die vorgenannte Vorga-
be immer zu befolgen sei und keiner 
einzelfallabhängigen Feststellungen 
bedürfe, auf den Wortlaut der Vor-
schrift gestützt. Dies entspreche der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung 
zu dem in § 10 Abs. 7 Satz 2 ArbStättV 
1975 enthaltenen Gebot, dass sich 
Türen von Arbeitsstätten im Verlauf 
von Rettungswegen von innen ohne 
fremde Hilfsmittel jederzeit öffnen 
lassen.

Das OVG NRW erachtet eine Notaus-
gangstür, die sich nicht in Fluchtrich-
tung öffnen lasse, immer als eine 
Gefährdung der Beschäftigten. In 
Gebäuden müsse jederzeit mit dem 
Entstehen eines Brandes gerechnet 
werden. Bei Ausbruch eines Brandes 
in dem streitbefangenen Gebäude 
würden den im 4. OG beschäftigten 
Mitarbeitern und etwaigen Besu-
chern ein erheblicher Schaden für 
Leben oder Gesundheit bei Nutzung 
einer vorschriftswidrig eingebauten 
Fluchttür drohen. Folglich sei auch 
eine Einzelfallbetrachtung der Ge-
fährdungssituation durch die Behör-
de nicht erforderlich. Der Arbeitgeber 
habe jedoch ggf. die Möglichkeit, von 
den  Anforderungen, die sich aus 
Nr. 2.3 Abs. 2 Satz 2 des Anhangs der 
ArbStättV ergeben, eine Ausnahme 
nach § 3a Abs. 3 ArbStättV zu bean-
tragen. Dies ist im vorliegenden Fall 
jedoch nicht geschehen.

Lehren für die Praxis

Mit dieser Entscheidung manifes-
tiert sich, dass die Anforderungen, 

die sich aus der ArbStättV mit An-
hang ergeben, zwingend einzuhal-
ten sind. Der Arbeitgeber hat bei der 
baulichen Planung lediglich die Mög-
lichkeit, hiervon eine Ausnahme zu 
beantragen, deren Erteilung jedoch 
voraussetzt, dass er nachweisen 
kann, dass er durch andere Maßnah-
men die gleiche Sicherheit und den 
gleichen Schutz der Gesundheit der 
Beschäftigten erreichen kann. Ferner 
ist durch diese Entscheidung klarge-
stellt, dass alleine die Tatsache, dass 
eine Tür eines Notausgangs nicht in 
Fluchtrichtung aufschlägt, eine Ge-
fahr darstellt, zu deren Beseitigung 
eine Ordnungsverfügung erlassen 
werden kann.

Rettungszeichen: Rettungsweg/Notausgang

Landgericht Darmstadt, Urteil vom 
25.05.2018 (Az.: 14 O 43 / 17)

Wettbewerbsrechtlich irreführend 
ist es, wenn ein Handwerker (hier: 
Elektromeisterbetrieb mit Schlüssel
dienstleistungen) mit Leistungen 
für einen Ort (wie im Klagefall 
»Rauchmelderservice für B«) wirbt, 
in welchem er nicht tätig ist und 

auch keine Niederlassung in der nä-
heren Umgebung unterhält. Das ent-
schied das Landgericht Darmstadt 
mit Urteil vom 25.05.2018 (Az. 14 
O 43/17). Die Erwartungshaltung bei 
Beauftragung eines Handwerks
betriebes gehe nämlich regelmäßig 
dahin, dass die erforderlichen Arbei-
ten vom Handwerker selbst ausge-
führt und nicht an Subunternehmer 

vergeben werden. Der Hinweis, dass 
der Anbieter »nicht in allen in dieser 
Internetpräsenz genannten Orten 
eine Geschäftsstelle unterhält«, ge-
nüge nicht zur Aufhebung der Irre-
führung, da sich daraus gerade nicht 
ergebe, dass auch in B keine Nieder-
lassung vorhanden sei. Der Hinweis 
könne sich auch auf die umliegenden 
Ortschaften beziehen.
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Rauchgasvergiftungen in Shisha-Bars vermeiden

.
Rauchgasvergiftungen in Shisha-Bars vermeiden.

Regelmäßig berichten die Medien 
von Vorkommnissen der Gesund-
heits- und Brandgefährdung in Shis-
ha-Bars. Oftmals kommt es zu einer 
hohen Kohlenmonoxid (CO) - Konzen-
tration, weil die Be- und Entlüftung 
nicht ausreichend ist. Bislang fehlte 
es vor allem an einem Richtwert zur 
Lüftungsleistung. Diesen Wert hat 
nun die Berufsgenossenschaft Nah-
rungsmittel und Gastgewerbe (BGN) 
in Labor- und Praxisversuchen ermit-
telt. Die BGN-Information »Rauch-
gasvergiftungen in Shisha-Bars ver-
meiden« klärt darüber auf, wo und 

Tradition - Innovation - Qualität
Europas führender Hersteller und Vertreiber von 

tragbaren Feuerlöschgeräten

GLORIA GmbH • Diestedder Straße 39  
59329 Wadersloh 

Tel. +49 (0)2523 77-0 • Fax +49 (0)2523 77-255
info@gloria.de • www.gloria.de

GLORIA bietet ein maßgeschneidertes Programm für 
den vorbeugenden Brandschutz in allen Bereichen 
von Industrie und Handwerk, von Handel und  
Verwaltung, und selbstverständlich auch für den 
Privathaushalt.

Qualitätsprodukte, Kundenorientierung und Innova-
tionsstärke sind die Schlüsselfaktoren für unseren 
Erfolg.

-
Anzeige

wann Kohlenmonoxid entsteht und 
welche Brandgefahren in Shisha-Bars 
bestehen. Bei den Maßnahmen zur 
Gefährdungsminimierung wird ins-
besondere auf die Leistungsfähigkeit 
der Lüftungsanlage eingegangen. 
Neben der ausreichenden Belüftung 
der Räume sind die Installation von 
Kohlenmonoxid-Gaswarngeräten 
(CO-Warnmelder) wie auch brandver-
hütende Maßnahmen einschließlich 
der Bereitstellung von Feuerlöschern 
(mindestens Brandklasse A) geboten. 
Die BGN-Information ist im Internet 
abrufbar.
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Fritz Manke GmbH für Nachfolgeregelung ausgezeichnet.

Düsseldorf. – Die bvbf-Mitglieds
firma Fritz Manke GmbH, in fünf-
ter Generation geführt, belegte 
den zweiten Platz für den »besten 
Förderfall 2017«. Die Auszeichnung 
erfolgte im Hinblick auf eine ge-
lungene Nachfolgeregelung durch 
die NRW.BANK gemeinsam mit 
dem Rheinischen Sparkassen- und 
Giroverband. Gewürdigt wurden 
von den regionalen Sparkassen  
Unternehmen, die die Unterneh-
mensnachfolge konzeptionell be-
sonders überzeugend umgesetzt 
haben.

Das Düsseldorfer Traditionsunter-
nehmen Fritz Manke GmbH begann 
vor 116 Jahren mit der Herstellung 
von Antriebsriemen aus Leder. 
Heute ist ein ganzheitlicher Brand-
schutz von der Projektierung bis 
zur Wartung der Anlagen wichtigs-
tes Standbein des Unternehmens. 
Hinzu kommt das Geschäftsfeld 
Sicherheitstechnik – angefangen 
bei Alarmsystemen bis hin zur  
Videoüberwachung. Eine dritte 
Säule ist die eigene Bildungsakade-
mie. Darüber hinaus vertreibt die 
Fritz Manke GmbH Schmiermittel 
für Windräder, Züge und Förderbän-
der in der Lebensmittelindustrie.

Erfolgreiches Konzept: Verdiente 
Mitarbeiter werden zu Eigentümern

Entscheidend für die Auszeichnung 
mit dem Förderpreis war die kom-
plexe Nachfolgeregelung, eine Mi-
schung aus familieninterner Über-
gabe und einem Management Buy 
Out (MBO). Tanja Küpper-Schlot-
mann leitet das Unternehmen heu-
te gemeinsam mit dem ehemaligen 
Betriebsleiter Jens Flatho. Das Prin-
zip, verdiente und qualifizierte Mit-
arbeiter zu Geschäftsführern und 
Eigentümern zu machen, hat sich 
seit 1949 bewährt. Die jüngste Ge-
neration übernahm die Firmenan-
teile vom Vater Karl-Heinz Küpper 
sowie dem zweiten bisherigen Ge-
schäftsführer Thomas Staggemeier.

Ein weiterer wichtiger Faktor zur 
Unternehmensnachfolge war die 
dauerhafte Sicherung von Arbeits-
plätzen. Aber auch soziale und öko-
logische Aspekte spielten bei der 
Entscheidung eine Rolle. So engagie-
ren sich Mitarbeiter und Geschäfts-
führung regelmäßig ehrenamtlich 
in Schulen und Kindergärten, um in 
Sachen Brandschutz aufzuklären. 
Außerdem verfolge die Firma einen 
umfassenden Entsorgungsansatz 
und fühle sich der Nachhaltigkeit 
verbunden. All das überzeugte auch 
die Juroren der NRW.BANK.

Seit Generationen im Fokus: 
Die Sicherung von Arbeitsplätzen

Bei der Nachfolge stand das kom-
munale Kreditinstitut den beiden 
Jungunternehmern beratend zur 
Seite. Gemeinsam wählte man eine 
Kombination aus Firmenfinan-
zierung und lebenslanger Renten-
zahlung. Hinzu kamen öffentliche 
Finanzierungshilfen. »Auch in an-
deren Fragen ist die Stadtsparkasse 
für uns ein zuverlässiger Ansprech-
partner und Begleiter«, so Tanja 
Küpper-Schlotmann. »Denn ebenso 
wie wir, bietet sie ganzheitliche  
Lösungen an. Das passt prima zu-
sammen.«

Mit der Übergabe konnten alle 25 Ar-
beitsplätze im Unternehmen dau-
erhaft gesichert werden. Es wurden 
sogar sechs neue Mitarbeiter einge-
stellt. Die Vision der beiden neuen 
Geschäftsführer: »Wir wollen ein 
zuverlässiger Arbeitgeber in der Lan-
deshauptstadt sein – und bleiben. Ir-
gendwann möchten wir dann gemäß 
der Firmentradition das Unterneh-
men an die eigenen Nachkommen 
oder einen verdienten Mitarbeiter 
übergeben.«

Mit Freude und Stolz reagierte man 
in Berlin beim bvbf auf den Erfolg 
des Mitgliedsunternehmens aus 
dem Rheinland. Die praktizierte 
Nachfolgeregelung motiviert zum 
Nachmachen. Der Erhalt traditions-
reicher Brandschutz-Fachbetriebe ist 
durch junge Unternehmer gesichert.  
Zur Betriebsnachfolge ist die Stra-
tegieberatung mit Steuerberatern /
Wirtschaftsprüfern, Juristen und 
Kreditinstituten zu empfehlen. 

Betriebsnachfolge
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Jubiläen
10 Jahre
MH-BrandschutzService,  
Nörten-Hardenberg

Schmitt Brandschutz & 
Nachrichtentechnik GmbH, 
Hösbach

20 Jahre
Brandschutz Göllner GmbH,
Rheinbreitbach

Brandschutz Thomas Pönitz, Rossau

Brandschutz-Service Andreas Schau, 
Grevenkop

CONS-PLAN Ingenieure, 
Kettershausen

Jockel Brandschutztechnik-Service 
GmbH, Pulheim

Koppenhagen GmbH Sicherheits
technik, Aerzen

TERRA Brandschutz & Sicherheit
Inh. Erika Klemm, Heldburg

25 Jahre
Brandschutzservice Staab
Inh. Ulrike Schneider, Wetzlar

Brandschutz-Struwe,
Mönchengladbach

Braun Feuerlöscher, Köln-Porz

Heinzmann Brandschutz GmbH, 
Frechen

HS Service GmbH	, Schwarza

30 Jahre
Aretz Brandschutz & Feuerwehr-
technik e.K., Krefeld

Feuerlöschgeräte Swatosch-Bolz, 
Schliersee

Müller Industrievertretungen e.K.
Hartmut Müller, Bielefeld

Peter Schweigl GmbH
Werksvertretung Total Feuerschutz,	
Germering

Seidel Feuerschutz GmbH & Co. KG, 
Buchholz

40 Jahre
Garleff & Sohn KG, Berlin

50 Jahre
KFT Kraus Feuerschutztechnik e.K., 
Leinfelden-Echterdingen

60 Jahre
Speck Pumpen Verkaufsgesellschaft 
GmbH, Neunkirchen am Sand

70 Jahre
AGIS Industrie Service GmbH & Co. KG, 
Viersen

90 Jahre
W. Schmitt GmbH
Brandschutzservice, Neuwied

100 Jahre
Domeyer GmbH & Co. KG, Bremen

130 Jahre
Otto Doetsch GmbH, Gelsenkirchen

Herzlichen Glückwunsch!
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Termine
Messen + Fachtagungen 
– bvbf vor Ort:

20. – 21.02.2019
FeuerTrutz 2019, Nürnberg

13. – 14.05.2019
VBBD – Fachtagung, Hünfeld

16.05.2019
Tagung der bvbf-Fachgruppe 
Löschwassertechnik, Berlin

17.05.2018
bvbf-Mitgliederversammlung, 
Berlin

23. – 25.05.2019
Wadersloher Brandschutztage,
Wadersloh

Penter Brandschutzservice e.K., 
Inhaber Klaus Zöller, Sarstedt

Compdata IT GmbH, Münchberg 
(Fördermitglied)

Meding-Brandschutz, Bad Salzuflen 
(Fördermitglied)

Finanzmakler-Nordwest, Wuppertal 
(Fördermitglied)

Brandschutz und Sicherheitstechnik, 
Inhaber Sascha Kunert,
Immenhausen

BSD UG, Freiberg

Schulteis Brandschutz GmbH, 
Bergisch Gladbach

TERRA Brandschutz & Sicherheit, 
Inh. Erika Klemm, Heldburg

Lachat Brandschutztechnik, 
Reilingen

Götz Brandschutz, Inh. Stefan Rau, 
Coburg

PSM Brandschutztechnik, Haren

SFC Industrieservice GmbH, Sinsheim

Neue Mitglieder –  
herzlich Willkommen!

HSF Heinz Schaper GmbH & Co. KG, 
Barntrup

rm Brandschutzplanung, Bielefeld

Domeyer GmbH & Co. KG, Bremen

Pavel Brandschutz, Schwülper

Klaus-Dieter Hinkel, Burg

Minimax Mobile Services GmbH & 
Co. KG, Bad Urach
MK-Brandschutztechnik e. K.,  
Inh. Matthias Kiel, Lüdenscheid

Neue Mitglieder
.
Termine
.
Jubiläen

Fortbildungsveranstaltungen
28.02.2019
Brandschutzordnung richtig erstellen 
nach DIN 14096, Bad Salzuflen

06. und 07.03.2019
Fortbildung für Brandschutz
beauftragte, Flughafen Paderborn 
(einschl. Besichtigung)

13.03.2019
Sachkundiger für die Prüfung, 
Wartung und Instandhaltung von  
Feuer- und Rauchschutztüren, Kassel

14.03.2019
Sachkundiger für die Prüfung, War-
tung und Instandhaltung von Fest
stellanlagen nach DIN 14677, Kassel

03. – 05.04. und 10. – 13.04.2019
Ausbildung zum Brandschutz
beauftragten, Bad Salzuflen

23. – 24.09.2019
Ausbildung zum RWA/NRA- 
Sachkundigen, Kassel

18. und 19.09.2019
Fortbildung für Brandschutz
beauftragte, Bad Salzuflen

06. – 08.11. und 13. – 16.11.2019
Ausbildung zum Brandschutz
beauftragten, Bad Salzuflen
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